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Die Verbände im Nonprofitbereich sehen sich nicht zuletzt ökonomischen Herausfor-
derungen gegenüber. Aufgrund ihrer besonderen Funktion und Struktur (bedarfswirt-
schaftlicher Betrieb) haben ihre Anpassungsversuche an diese Herausforderungen im-
mer auch organisationspolitische und allgemein politische Folgen und Kontexte. 

Als bedarfswirtschaftliche Betriebe verfügen Verbände in der Regel über einen erhebli-
chen Zufluss an bürgerschaftlichem Engagement, nicht zuletzt in Form ehrenamtlicher 
Mitarbeit. Diese zeigt sich auch auf der Ebene der Führung der Organisation. Ehren-
amtlichkeit ist aber ebenso in der Biographie vieler hauptamtlicher Führungskräfte ein 
wichtiger Sozialisationsfaktor. Daraus folgt allerdings keineswegs, dass diese heraus-
ragende Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements unter dem vermeintlichen Dik-
tat ökonomischer Zwänge nicht unter die Räder kommen kann, wenn sich Verbände 
weiterentwickeln. Ausgründungen und Rekompositionen können sich als schwarze 
Löcher für bürgerschaftliches Engagement erweisen, aber auch als Chance für ein ge-
stärktes und gut aufgestelltes Engagement. 

Organisationsentwicklung der Verbände steht für eine rationale Steuerung von Orga-
nisationswandel und Veränderungsmanagement, das insbesondere auf die Dimensio-
nen der Partizipation der Betroffenen sowie der Wertgebundenheit der Organisation 
und ihrer Tradition Rücksicht nimmt. 

Die Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements als wichtiger Bestandteil der 
Organisationsentwicklung von Verbänden hat nichts mit monetären Anreizsystemen 
zu tun. Es geht weder um das Ausloben von Preisen, noch um Projektmittelzuschüsse 
oder Gutscheine für externe Organisationsentwicklungs-Berater. Eine angemessene 
Förderstruktur sollte auf den Kern von Organisationsentwicklung abzielen: die Ver-
wandlung von individuellen Erfahrungs-, Wert- und Wissensbeständen in eine verän-
derte Organisationsstruktur. Im Fokus der Unterstützung stehen deshalb die Intensi-
vierung des persönlichen Austauschs (Hospitation), des Austausches von Wissen und 
Diskursen (Wissens- und Diskursbörse). Das ist vielleicht nicht spektakulär, aber vermut-
lich effektiv. 
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„So hat man sich, bei einer neuerlich unternommenen gänzlichen Umbildung eines großen 
Volkes zu einem Staat, des Worts Organisation häufig für Einrichtung der Magistraturen 
u.s.w. und selbst des ganzen Staatskörpers sehr schicklich bedient. Denn jedes Glied soll 
freilich in einem solchen Ganzen nicht bloß Mittel, sondern zugleich auch Zweck, und, in-
dem es zu der Möglichkeit des Ganzen mitwirkt, durch die Idee des Ganzen wiederum, sei-
ner Stelle und Funktion nach, bestimmt sein.“ 

Immanuel Kant über die Französische Revolution1 

In einer modernen Organisationsgesellschaft hängt die Reform- und Innovationsfähig-
keit von Gesellschaft und Staat wesentlich von der Fähigkeit der Organisationen ab, 
sich zu erneuern und weiter zu entwickeln.2 Das gilt nicht nur für Staat und Wirtschaft, 
sondern auch für den gesamten Bereich der gemeinwohlorientierten Verbände, Verei-
ne und Stiftungen, die den Dritten Sektor (Nonprofitbereich) neben Staat und Markt 
bilden.3 Mit dem Begriff der Nonprofit-Organisation werden alle Organisationen be-
zeichnet, die dem nonprofit-constraint genügen, wie er auch im deutschen Gemeinnüt-
zigkeitsrecht eine zentrale Rolle spielt.4 Dabei geht es um das Verbot der Gewinnaus-
schüttung an private Eigentümer. 

Die private Gewinnaneignung ist für den Profitbereich eine selbstverständliche Vor-
aussetzung der eigenen Existenz und Funktionsweise. Der Privatunternehmer oder der 
Aktionär als Kapitalgeber eignet sich die vom Unternehmen erwirtschafteten Gewinne 
zum Teil an und verwendet sie privat. Für einen Nonprofitbetrieb ist diese Art der 
Gewinnverwendung untersagt, nicht aber das Verfolgen und Erzielen von Gewinnen. 
Macht eine Nonprofiteinrichtung Gewinn, soll dieser für eine bessere Verfolgung des 
                                                      
1 Immanuel Kant, Kritik der Urteilskraft, Werkausgabe, hrsg. von Wilhelm Weischedel, Bd. 10, 

Frankfurt am Main 1974, S. 323 <A, 1790, S. 295, B, 1793, S. 291>, Fußnote 
2 Zur Theorie der Organisationsgesellschaft mit Bezug auf den Bereich der Nonprofit-Organisatio-

nen, vgl.: Thomas Wex, Der Nonprofit-Sektor der Organisationsgesellschaft, Wiesbaden, 2004. 
3 Zum aktuellen Diskussionsstand vgl.: Karl Birkhölzer; Ansgar Klein, Eckhard Priller, Dritter Sek-

tor/Drittes System: Theorie, Funktionswandel und zivilgesellschaftliche Perspektiven, VS-Verlag 
für Sozialwissenschaften, 2004 (Bürgergesellschaft und Demokratie; Bd. 20) Vgl. ebenso: Nonprofit-
Organisationen in Recht, Wirtschaft und Gesellschaft, hrsg. von Klaus J. Hopt, Thomas von Hip-
pel, W. Rainer Walz, Tübingen, 2005. 

4 Vgl. dazu auch die kritische Darstellung von: Thomas von Hippel, Begriffsbildung und Problem-
kreise der Nonprofit-Organisationen aus juristischer Sicht, in: Nonprofit-Organisationen in Recht, 
Wirtschaft und Gesellschaft, a.a.O., S. 35–46. 
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Zwecks verwendet werden, weshalb manchmal auch vom Not-for-Profit-Betrieb ge-
sprochen wird.5 

Insofern ist es keineswegs systemwidrig, wenn in den letzten fünfzehn Jahren betriebs-
wirtschaftliche Betrachtungen und Managementüberlegungen im Nonprofitbereich, zu 
dem auch das Verbandswesen zu rechnen ist, erheblich an Bedeutung gewonnen ha-
ben, nicht zuletzt vor dem Hintergrund knapper gewordener öffentlicher Mittel. 

Auch in den gängigen ökonomischen Theorien über die Existenz des Nonprofitbereichs 
spielt der Verzicht auf Gewinnerzielung und auf betriebswirtschaftliche Effizienz und 
Steuerung keine Rolle.6 Gleichwohl werden in diesen Theorien konstitutive Unter-
schiede zwischen Nonprofit- und Profitbereich festgestellt, die man auch als Grenzen 
verstehen kann, jenseits derer ein schädliches Zuviel an ökonomischer Rationalität be-
ginnt.7 

Nach der Heterogenitätstheorie entstehen NPO, weil Markt und Staat versagen8. Weil 
sich die Politik am medianen Wähler orientiert, werden öffentliche Güter für die Be-
friedigung von Bedürfnissen jenseits dieses medianen Wählers nicht oder nur unzurei-
chend bereitgestellt. Wenn dann auch noch der Markt versagt, ist die Stunde der Non-
profitorganisationen da, die in diese Lücke stoßen. 

In Angebotstheorien nimmt die Figur des Moral- und des Sozialunternehmers eine zen-
trale Rolle ein, der es auf die Maximierung immaterieller Werte, z.B. religiöser Natur, 
abgesehen hat. 

In Erklärungen für das Bestehen von NPO, die auf Vertragsversagen als Ursache abzie-
len, geht es insbesondere um Güter und Dienstleistungen, bei denen eine Informati-
onsasymmetrie zugunsten des Anbieters besteht. Hier hat der nonprofit (distribution) 
constraint, also das Fehlen eines eigensüchtigen Gewinnmotivs als Antrieb der Unter-

                                                      
5 Instruktiv ist die von Hippel aus juristischer Sicht vorgeschlagene typologische Unterteilung der 

NPO in Spendenorganisationen, Mitgliedernützige Organisationen und Kommerzielle Nonprofit-Orga-
nisationen. Die Probleme, um die es im folgenden gehen wird, entstehen zentral vom Typus der 
kommerziellen Nonprofit-Organisation her. Vgl. Thomas von Hippel, Typologie der Nonprofit-
Organisationen, in: Nonprofit-Organisationen in Recht, Wirtschaft und Gesellschaft, a.a.O., S. 
87–102. 

6 Warum ist etwas und nicht vielmehr nichts? Es ist für jede Theoriebildung hilfreich, mit der Ver-
wunderung darüber, dass es den Gegenstand überhaupt gibt, an diesen heranzugehen. Das hilft 
dabei, die Reichweite und Validität der vorhandenen Aussagen über einen Gegenstand zu ver-
messen. 

7 Das 7. Internationale Colloquium der NPO-Forscher, das am 16. und 17. März 2006 an der Uni-
versität Freiburg, Schweiz, stattfand, widmete sich genau dieser Thematik mit dem Tagungs-
thema: „Nonprofit-Organisationen und Märkte – Wie viel Markt braucht eine NPO, wie behaup-
tet sie sich unter marktlichen Gegebenheiten und wie viel Markt verträgt sie?“ Der Tagungsband 
erscheint 2007. 

8 Die folgende knappe Einteilung folgt: Stefan Toepler, Helmut K. Anheier: Theorien zur Existenz 
von Nonprofit-Organisationen, in: Nonprofit-Organisationen in Recht, Wirtschaft und Ge-
sellschaft, a.a.O., S. 47–63. 
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nehmung, einen Vertrauensvorschuss zur Folge. Warum sollte mich die andere Seite 
übervorteilen wollen, wenn sie doch selbst davon nichts hat?9 

In der Interdependenztheorie wiederum stellen NPO zuallererst Reaktionen auf Markt-
versagen dar. Aufgrund geringerer Transaktionskosten und leichterer Abschaffbarkeit 
sind sie eine Art Pfadfinder staatlicher Intervention. 

Sowohl die Rolle des Staates als auch die des Marktes sind in diesen Theorien unter-
schiedlich konfiguriert. Heterogenitäts- und Angebotstheorien formulieren einen Kon-
flikt zwischen Staat und Nonprofitorganisationen. In Theorien des Vertragsversagens 
und in Interdependenztheorien sind es dagegen Kosten- und Effizienzgründe, die es 
vorteilhafter erscheinen lassen, dass NPO und nicht der Staat, zumindest zunächst, tä-
tig werden. Hier finden sich Staat und NPO eher gemeinsam mit Problemen konfron-
tiert, die aus dem Versagen des Marktes bei der Erstellung von Gütern und Dienstleis-
tungen entstehen. 

Manche Stimme warnt deshalb vernehmlich vor einer ‚Ökonomisierung des Dritten 
Sektors’ im Sinne einer Angleichung an Marktrationalität und damit Deformierung 
seiner Anliegen und seiner besonderen Eigenschaften.10 

Diese Ökonomisierung hat allerdings starke, von außen, insbesondere aus Politik, Me-
dien und staatlicher Verwaltung kommende Gründe. Prägnant bei Priller: „Unter dem 
Druck knapper öffentlicher Mittel praktiziert der Staat neben den bislang verwendeten 
Kooperationsformen neue Wege zur Absicherung sozialer Dienstleistungen (Effizienz-
prinzip). Nonprofit-Organisationen werden dabei zunehmend in die Konkurrenz zu 
Marktunternehmen und zu einem marktkonformen Handeln gedrängt.“11 

Es fällt heute leicht, die Vorzüge leistungsbezogener Dienstleistungsverträge auch im 
Verhältnis zwischen dem Staat als Hauptfinanzierer und den Organisationen des Drit-
ten Sektors als Dienstleistungserbringer zu loben. Und in der Tat: Werden nicht Kin-
dergärten, Horte, Museen, Pflegestationen, Altenheime besser geführt, wenn die zu 
erbringenden Leistungen klar definiert und bezahlt werden? Muss man nicht die Or-
ganisationen zu mehr Betriebswirtschaft zwingen? 

Zumindest Zweifel an der praktischen Umsetzung seitens des Staates sind angebracht. 
Ihm gelingt es in der Regel nicht, einen Markt zu etablieren, auf dem sich der Staat 
selbst als Marktakteur in der Rolle des Nachfragers von Dienstleistungen verhält. Er 

                                                      
9 Da es noch die private Aneignungsform des Konsums am Arbeitsplatz gibt, ist diese Überlegung 

nicht so zwingend, wie es zunächst scheint. Im Unterschied zum Konsum am Arbeitsplatz beim 
Staat, für die die Karikatur vom schlafenden Beamten steht, gibt es dafür in Deutschland für den 
Nonprofitbereich übrigens bisher kein analoges Bild. 

10 So wiederholt Eckhard Priller, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, dessen Urteil 
als ein führender sozialwissenschaftlicher Empiriker des Dritten Sektors ernst zu nehmen ist. 

11 Eckhard Priller, Nonprofit-Organisationen als Partner und verlängerter Arm des Staates“, in: 
Nonprofit-Organisationen in Recht, Wirtschaft und Gesellschaft, a.a.O. S. 340. 



_ΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=ìåÇ=lêÖ~åáë~íáçåëÉåíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=sÉêÄ®åÇÉ=

10 

legt Pflegesätze fest, z.B. pro Kind im Kindergarten oder pro Dienstleistungsakt in der 
Altenpflege. Wiederkehrendes Konstrukt ist dabei, dass die Kosten niedriger sein müs-
sen, als wenn es der Staat selbst machen würde. 

Dieses Konstrukt setzt aber voraus, dass die staatlichen Verwaltungen in der Lage wä-
ren, die eigene Kosten- und Leistungsstruktur realistisch zu ermitteln und zu beschrei-
ben. Das ist nach wie vor nicht der Fall. Das Hauptproblem besteht damit darin, dass 
die „Preise“ eben nicht Ergebnis eines Spiels von Angebot und Nachfrage sind, son-
dern Festsetzungen eines Monopolisten als Ergebnis mehr oder weniger gelungener 
Beteiligung der Anbieterseite. 

Mit der Etablierung von Pseudomärkten werden die Spielregeln im Verhältnis von 
Staat und Dienstleistungs-NPO nachhaltig geändert. Das gilt um so mehr, als seit den 
1990er Jahren zugleich ein Diskurs der besonderen Wertschätzung der Selbstregulati-
onskräfte des Marktes um sich greift und in manchen Ländern, darunter Deutschland, 
zumindest zeitweilig dominierend wirkt. Mit dem Untergang des ehemals real existie-
renden Sozialismus schien sich zudem eine Überlegenheit marktwirtschaftlichen Han-
delns im Großlabor der Geschichte gezeigt zu haben. Mehr noch: Jede Form von staat-
licher Lenkung oder Beeinflussung wirtschaftlichen Geschehens schien nachhaltig dis-
kreditiert zu sein.12 

Im Zuge dieser Großwetterlage veränderte sich die prinzipielle Anforderungsstruktur 
an Dienstleistungs-NPO. Sie sollen sich jetzt deutlich vom Staat unterscheiden und ef-
fiziente Betriebe werden. Angesichts dieser Ökonomisierungstendenzen im deutschen 
Nonprofit-Sektor muss die Themenstellung dieses Gutachtens zunächst überraschen. 
Was hat Bürgerschaftliches Engagement mit der Organisationsentwicklung der Ver-
bände zu tun? 

Die nationale Anforderung, sich ökonomisch klarer vom Staat zu unterscheiden, führt 
die Verbände und ihre Betriebe in einen Konflikt mit der supranationalen Ebene der 
Europäischen Kommission als Wächter über den freien Markt.13 Was unterscheidet eine 
an betriebswirtschaftlicher Effizienz ausgerichtete Dienstleistungs-NPO eigentlich noch 
von einem Profitbetrieb? Ist eine Sonderstellung, verbunden mit diversen Steuerver-
günstigungen, unter diesen Umständen noch zu rechtfertigen? 

                                                      
12 Die Neu- bzw. Wiederentdeckung des Nonprofit-Sektors durch die sogenannte Dritte-Sektor-

Forschung in den 1990er Jahren findet auch hierin ihren Grund, führte sie doch ein Feld an Or-
ganisationen jenseits von Staat und Markt vor Augen. Hier können sich Befürworter und Gegner 
einer Marktdominanz schiedlich treffen. Für die einen ist jede NPO ein Beweis für die Grenzen 
des Marktes, für die anderen die bessere, weil private Alternative zum Staat bei der Gemein-
wohlproduktion. Da allerdings die Kosten des Marktes und seine Unfähigkeit, legal und nach-
haltig Gesellschaft auch nur in einem Land zu organisieren, wieder stärker ins Bewusstsein der 
Öffentlichkeit treten, dürfte dies auch Folgen für diesen Konsens haben. 

13 Zu der Frage, welche Strategien überhaupt tragfähig sein können und welche nicht, vgl.: Arne 
von Boetticher, Die frei-gemeinnützige Wohlfahrtspflege und das europäische Beihilfenrecht, 
Baden-Baden, 2003. 
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Toepler/Anheier bringen den Prozess der Professionalisierung des Sektors in den letz-
ten 30 Jahren, verstanden im Sinne einer Ersetzung ehrenamtlicher durch hauptamtli-
che Arbeit, auf ein zwiespältiges Ergebnis. Einerseits sehen sie eine Verbesserung der 
Leistungsqualität und Effizienz der NPO. Andererseits entsteht genau daraus ein ver-
stärkter Druck, die rechtlichen Privilegien zu rechtfertigen, „da gemeinnützigen Un-
ternehmen mit z.T. sehr gut bezahlten Mitarbeitern und Leitungsgremien ein good will 
bonus weniger zugestanden wird“14 als ehrenamtlich arbeitenden und geführten Ein-
richtungen. 

Auf europäischer Ebene versuchen die Wohlfahrtsverbände mit einem Mix an Legiti-
mationsgründen zu bestehen. Hierzu zählt auch der Rekurs auf die Organisation und 
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements. Im Unterschied zu Profitbetrieben 
würden sie Sozialkapital und „zivilgesellschaftlichen Mehrwert“ herstellen.15 Sie ver-
suchen damit an die auch von der Enquete-Kommission Zukunft des Bürgerschaftli-
chen Engagements vertretene These anzuschließen, nach der die Bildung von Sozial-
kapital eine besondere Leistung von zivilgesellschaftlichen Organisationen sei, die we-
der vom Staat noch von der Erwerbswirtschaft erbracht werden könne16. 

Ob diese Argumentation auf Dauer auf europäischer Ebene trägt, wird im folgenden 
nicht betrachtet. Vielmehr soll es zunächst um die Bezüge zwischen den beiden Variab-
len „Bürgerschaftliches Engagement“ und „Verbände“ gehen (Abschnitt 2). Danach 
werden praktische Reaktionsformen gemeinnütziger Verbände und ihrer Organisatio-
nen auf die skizzierten ökonomischen Herausforderungen dargestellt (Abschnitt 3), 
bevor vor diesem Hintergrund die Organisationsentwicklung (OE) der Verbände be-
trachtet wird (Abschnitt 4). Diese Betrachtung wird durch die Untersuchung einzelner 
zentraler Probleme und Aufgaben bei der Organisationsentwicklung vertieft (Ab-
schnitt 5), bevor dann einige Vorschläge anschließen, wie die Organisationsentwick-
lung der Verbände im Sinne einer Förderung des Bürgerschaftlichen Engagements op-
timiert werden kann (Abschnitt 6). 

                                                      
14 Stefan Toepler, Helmut K. Anheier: Theorien zur Existenz von Nonprofit-Organisationen, in: 

Nonprofit-Organisationen in Recht, Wirtschaft und Gesellschaft, a.a.O., S. 57. 
15 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege: Memorandum Zivilgesellschaftli-

cher Mehrwert gemeinwohlorientierter sozialer Dienste, Brüssel, Oktober, 2004. 
16 Vgl. Bericht der Enquete Kommission Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements des 14. Deut-

schen Bundestages, Opladen, 2002, S. 77f. u.ö. Dabei hat die Kommission versucht, eine Balance 
unterschiedlicher Sozialkapitalansätze zu finden. Gleichwohl hat die etablierte Kompromisslinie 
zu umfangreichen Sondervoten Anlass gegeben. 
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Der Begriff Bürgerschaftliches Engagement ist nicht zu trennen von einer neuen Auf-
merksamkeit für das freiwillige Engagement von Bürgern für das Gemeinwohl, die 
sich in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre Bahn brach. Auslöser waren einerseits Di-
agnosen und Prognosen, dass einer zunehmend individualisierten Gesellschaft die ge-
sellschaftliche Ressource des Gemeinsinns ausgehe. Dagegen stand andererseits der 
Prozess der Auflösung des Ostblocks, der die Potenziale zivilgesellschaftlicher Akteure 
in der Gegenwart, selbst unter schwierigsten Bedingungen, zu demonstrieren schien. 
Einen ganz anderen Strang bildeten Überlegungen zur Bürgerarbeit und einer neuen 
Balance zwischen Erwerbsarbeit und Freiwilligenarbeit, wie sie etwa von Beck formu-
liert wurden, um eine Antwort auf das Ende der Erwerbsarbeitsgesellschaft zu fin-
den17. 

Der Bundestag beschloss die Einrichtung einer Ehrenamts-Enquetekommission. Als 
diese in der 14. Legislaturperiode gegründet wurde, trug sie dann den Namen „Enquete-
Kommission Zukunft des Bürgerschaftliche Engagements“. Dieser Begriffswechsel ent-
hielt schon als Programm, dass es in ihr um mehr als das klassische Ehrenamt gehen 
sollte.18 Mit diesem Begriffswandel wurde es möglich, eine Engführung auf bürokrati-
sche Ehrenamtserörterungen zu verhindern. In solchen Diskussionen geht es schnell 
ausschließlich um Übungsleiterpauschalen, Aufwandsentschädigungen und altruisti-
sche Unentgeltlichkeit, aus deren Steuerung das Wohl der Gesellschaft entstehen soll. 
Allerdings wird rückwirkend auch von ehemaligen Kommissionsmitgliedern kritisiert, 
dass dabei die Verbindung von Engagementdiskussion mit der Debatte über die Zu-
kunft der Erwerbsarbeitsgesellschaft unter die Räder kam: 

„Eine endgültige Loslösung vom arbeitsgesellschaftlichen Diskurs fand in der im Jahr 
1999 eingesetzten Enquete-Kommission zur Zukunft des bürgerschaftlichen Engage-
ments statt. Im Einsetzungsbeschluss ging es nur noch um Bürgerengagement als „un-
verzichtbare Bedingung für den Zusammenhalt der Gesellschaft“. (…) Aus heutiger 

                                                      
17 Seine Überlegungen fanden Eingang in die Ergebnisse der sächsischen und bayerischen Zu-

kunfts-Kommission. Vgl. Kommission der Zukunftsfragen der Freistaaten Bayern und Sachsen: 
Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit in Deutschland, Entwicklung, Ursachen und Maßnahmen, 
3 Teile, Bonn 1996/1997. 

18 Vgl. Bericht der Enquete Kommission Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements des 14. Deut-
schen Bundestages, a.a.O., Anhang 2, S. 746ff. 
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Sicht bin ich der Meinung, dass das arbeits- und zivilgesellschaftliche Potential der Bür-
gerarbeitsdebatte nicht gesehen wurde.“19 

Mit dem Wortpaar „Bürgerschaftliches Engagement“ gelang es dafür der Kommission, 
diesen Begriff mit einer Vielzahl von Formen privater Tätigkeit für das Gemeinwohl 
aufzuladen, wie z.B. das Spenden von Geld und Sachen, die Errichtung privater Stif-
tungen oder das bürgerschaftliche Engagement von Wirtschaftsunternehmen (etwa in 
Form von Corporate Citizenship).20 Insofern ist der Begriff Bürgerschaftliches Engage-
ment kein neumodische Wortetikett zum uralten Thema Ehrenamt, sondern eine Ver-
schiebung der Perspektive, wenn man so will: das Zeichnen eines Feldes aus einer 
neuen Zentralperspektive heraus. Im Abschlussbericht der Enquete-Kommission heißt 
es zum Begriff des Bürgerschaftlichen Engagements: 

„Bürgerschaftliches Engagement ist eine freiwillige, nicht auf das Erzielen eines persön-
lichen materiellen Gewinns gerichtete, auf das Gemeinwohl hin orientierte, kooperative 
Tätigkeit. Sie entfaltet sich in der Regel in Organisationen und Institutionen im öffentli-
chen Raum der Bürgergesellschaft. Selbstorganisation, Selbstermächtigung und Bürger-
rechte sind die Fundamente einer Teilhabe und Mitgestaltung der Bürgerinnen und 
Bürger an Entscheidungsprozessen.“21 

Ein großes Verdienst der Kommission bleibt es tatsächlich, den Blick immer wieder auf 
die Organisationen zu lenken, in denen Bürgerschaftliches Engagement maßgeblich 
stattfindet. In acht öffentlichen Anhörungen nahmen 101 Projekte, Initiativen und Ver-
bände Stellung und über 200 Verbände antworteten in einer von der Kommission 
durchgeführten Befragung. 

Die oben angeführte Definition der Enquete-Kommission zeigt dabei mit ihrer Verbin-
dung von Organisation und Selbstorganisation eine unübersehbar kantianische Prä-
gung. Kant war ein Verständnis von Organisiertheit ohne Selbstorganisation fremd: Ob 
Französische Revolution oder lebendige Wesen, stets sprach er von der ‚selbstorgani-
sierten Organisiertheit’.22 

                                                      
19 Gerd Mutz, Von der Zukunft der Arbeit zu Hartz IV: Bürgerschaftliches Engagement im Faden-

kreuz von Arbeitsmarktpolitik und Sozialstaatsreform, in: Philanthropie und Zivilgesellschaft, 
hrsg. von Rainer Sprengel, Frankfurt am Main, 2007, S. 282f. 

20 Neben dem umfangreichen Gesamtbericht wurden auch 10 weitere Bände zu besonders bearbei-
teten Einzelthemen publiziert, darunter „Bürgerschaftliches Engagement und Zivilgesellschaft“, 
„Bürgerschaftliches Engagement und Unternehmen“ und „Bürgerschaftliches Engagement und 
Erwerbsarbeit“. 

21 Bericht der Enquete Kommission Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements des 14. Deutschen 
Bundestages, a.a.O., S. 90 

22 Damit stand er diametral gegen den mainstream des späteren Zeitgeistes. Dieser geriet zuneh-
mend in den Bann von Organisationsverständnissen, in denen Organisationen zu selbstgenüg-
samen Großinstitutionen mutierten bis hin zu den organologischen Verirrungen im 20. Jahrhun-
dert mit ihrer konstitutiven Verneinung von unveräußerlichen Bürger- und Menschenrechten im 
Nationalsozialismus. Ausführlicher dazu meine Analyse in: Geschichte der Geopolitik: Ein deut-
scher Diskurs 1914–1944, Berlin, 1996, S. 133ff. 
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Der gesamte Enquete-Bericht ist an allen Stellen kantianisch im guten Sinn, wenn es 
um die gemeinnützigen Organisationen als privilegierter Ort des Bürgerschaftlichen 
Engagements geht23. Die Kommission diagnostizierte Tendenzen der Abschottung in 
Vereinen und Verbänden gegen die Sphäre der Selbstorganisation und mahnte deut-
lich eine Öffnung der Organisationen nach innen und außen an. In ihrer ersten Hand-
lungsempfehlung heißt es: 

„Bürgerschaftliches Engagement sollte ein systematischer Bestandteil der Organisations-
entwicklung werden. Bei der Modernisierung der Organisationsstrukturen und insge-
samt bei der Organisationsentwicklung sind vermehrt Möglichkeiten der Partizipation 
zu schaffen und kooperative Organisations- und Führungsstrukturen zu etablieren. Im 
Kern geht es mit einer Profilierung der Organisationen als Akteure der Bürgergesell-
schaft um eine Öffnung der Organisationen nach innen und nach außen.“24 

Auch ihre Hauptadressaten für die als notwendig erachtete Etablierung einer Anerken-
nungskultur sind nicht Politik und Staat, sondern die Organisationen selbst, in denen 
sich das bürgerschaftliche Engagement äußern kann. Der wichtigste Schlüssel für eine 
glaubwürdige Anerkennung der bürgerschaftlich Engagierten liegt in der Entwicklung 
der gemeinnützigen Organisationen selbst. Freiwillig Engagierte, die mit Mitteln der 
Organisation für eine bessere oder andere Aufgabenerfüllung in der Organisation an 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen, erfahren damit unmittelbar eine Anerkennung 
ihrer Arbeit, mit der keine Ehrenamtsnadel und auch keine staatliche Steuerpauschale 
mithalten kann:25 

„Anerkennungskultur umfasst traditionelle und neuere Formen der Würdigung und Aus-
zeichnung, Möglichkeiten der Partizipation in Einrichtungen, Diensten und Organisatio-
nen, die Bereitstellung sachlicher, personeller und finanzieller Ressourcen, das Sichtbar-
machen des Engagements in der Öffentlichkeit und in den Medien sowie Angebote der 
Fort- und Weiterbildung.“26 

                                                      
23 Daneben bieten insbesondere die unterschiedlichen Ebenen und Funktionen des demokratischen 

Staates eine Vielzahl an Engagementmöglichkeiten. 
24 Bericht der Enquete Kommission Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements des 14. Deut-

schen Bundestages, a.a.O., S.19. (Hervorhebungen im Text). Es handelt sich dabei um die erste 
von zehn generellen Handlungsempfehlungen, die dem Bericht vorangestellt sind. Am Ende des 
Berichts finden sich darüber hinaus 80 Seiten Empfehlungen eher technischer Natur, die sich 
ausschließlich an Staat, Politik und Verwaltung richten (Versicherungsschutz, Entbürokratisie-
rung, Übungsleiterpauschale usw.). Ebd. S. 601–682. 

25 Gleichwohl ist der Enquete-Bericht auch von einem starken Produktionsparadigma geprägt, das 
problematische Züge hat. Ist von Organisationsentwicklung als systematischem Prozess die Rede, 
findet sich dieser Begriff vor allem in der Kopplung mit Personalentwicklung: „Personal- und 
Organisationsentwicklung“. Mit dieser Kopplung ist verbunden, dass die Engagierten als eine 
wichtige Personalressource der Nonprofit-Organisationen beschrieben werden, die deshalb allen 
Grund hätten, diese Ressource zu hegen und zu pflegen. Mit haargenau den gleichen Argumen-
ten wird dann den Wirtschaftsunternehmen, also den Profis empfohlen, Corporate Citizenship 
zu betreiben, nämlich um ihr Personal zu hegen und zu pflegen. 

26 Ebd., S. 21. 
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Durchaus konsequent lehnte die Kommission eine vom Staat hingeworfene Förder-
struktur ab. Sie forderte stattdessen die staatliche Unterstützung eines Prozesses der 
Selbstorganisation der Akteure im Feld, die in Form des Bundesnetzwerkes zur Förde-
rung des Bürgerschaftlichen Engagements (BBE) auch Realität wurde.27 

ÄF= sÉêÄ®åÇÉ=

Verband ist kein rechtstechnischer Begriff, mit dem eine spezifische Rechtsform analog 
dem eingetragenen Verein oder einer nicht rechtsfähigen Stiftung bürgerlichen Rechts 
gemeint ist. Witt et al. definieren Verbände als einen „bedarfswirtschaftlichen Betrieb, 
der haushaltsweise geführt und von unbestimmten Mitgliedern getragen wird“.28 Als 
bedarfswirtschaftlicher Betrieb, der haushaltsweise geführt wird, ist er von Profitun-
ternehmen abgegrenzt, während die Kategorie der unbestimmten Mitglieder den Ver-
band vom Staat unterscheiden soll. Unter einem bedarfswirtschaftlichen Betrieb sind 
dabei Einrichtungen zu verstehen, „die nicht primär nach Gewinn streben“29. Vor dem 
Hintergrund dieser Begriffsdefinition stellen sie fest, dass damit bedarfswirtschaftli-
cher Betrieb und NPO im Grunde synonyme Begriffe sind.30 

Verbände markieren im Rahmen dieser Typologie dann den ganzen Bereich der bei-
tragsorientierten privaten oder öffentlichen bedarfswirtschaftlichen Betriebe. Beitrags-
orientierung schließt neben Mitgliedsbeiträgen auch Spenden und unspezifische Zu-
wendungen, die keine Bezahlung für eine bestimmte Leistung sind, ein. Damit kann 
man Verbände von Hilfs- und Dienstgenossenschaften, privaten Familienhaushalten, 
gemeinnützigen Stiftungen, öffentlichen Haushalten und öffentlichen Dienstunter-
nehmen als weiteren ‚Nonprofit Organisationen’ abgrenzen. Gleichwohl umfasst die-
ser Verbandsbegriff erst einmal ein weites Feld an Organisationen, die von Vereinen 
über Innungen bis zu den Kirchen reichen. 

                                                      
27 Ebd., S. 22. Das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) ist im Juni 2002 auf Initia-

tive des Nationalen Beirates zum Internationalen Jahr der Freiwilligen (IJF) 2001 gegründet wor-
den. Das BBE versteht sich als eine Organisation mit gänzlich neuartiger Konstruktion und Ar-
beitsweise. Als trisektorales Netzwerk vereint es Organisationen und Akteure aus der Bürgerge-
sellschaft und dem Dritten Sektor, aus Staat und Politik sowie aus der Wirtschaft und dem Ar-
beitsleben. Ziel ist es, gemeinsam die Bedingungen für bürgerschaftliches Engagement zu 
verbessern. Zu den mehr als 170 Mitgliedsorganisationen zählen die beiden christlichen Kirchen, 
die Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, des Sports, der Kultur, des Natur- und Umweltschut-
zes, Gewerkschaften (DGB, VER.DI, IGM), Stiftungen, die Dachorganisationen der Selbsthilfe, 
der Freiwilligenagenturen und Seniorenbüros, Forschungsinstitute, aber auch Wirtschaftsunter-
nehmen, drei Bundesministerien, vierzehn Bundesländer, der Deutsche Städtetag und der Deut-
schen Städte- und Gemeindebund. 

28 Dieter Witt, Gernot Seufert, Hannes Emberger, Typologisierung und Eigenarten von Verbänden, 
in: Zeitschrift für öffentliche und gemeinnützige Unternehmen (ZögU), Bd. 19, H. 4, 1996, S. 416. 
Im Original ist der ganze Satz fett gedruckt. 

29 Ebd., S. 416. 
30 Ebd. S. 419. 
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píÉääìåÖ=ÇÉê=sÉêÄ®åÇÉ=áååÉêÜ~äÄ=ÇÉê=ÄÉÇ~êÑëïáêíëÅÜ~ÑíäáÅÜÉå=_ÉíêáÉÄÉ31=

_ÉÇ~êÑëïáêíëÅÜ~ÑíäáÅÜÉ=_ÉíêáÉÄÉ=

mêáî~íÉ= £ÑÑÉåíäáÅÜÉ=

péÉòáÉääÉ=
båíÖÉäíÉ=

_Éáíê~ÖëçêáÉåíáÉêìåÖ=EÖÉåÉêÉääÉ=båíÖÉäíÉI=ïáÉ=jáíÖäáÉÇëÄÉáíê®ÖÉI=
péÉåÇÉåI=wìïÉåÇìåÖÉåF=

péÉòáÉääÉ=båíÖÉäíÉ=

mêáî~íÉ=
sÉêÄ®åÇÉ=
EìåÄÉJ
ëíáããíÉ=
jáíÖäáÉÇÉê=

£ÑÑÉåíäáÅÜÉ=
sÉêÄ®åÇÉ=
EìåÄÉJ
ëíáããíÉ=
jáíÖäáÉÇÉê=

eáäÑëJ=ìåÇ=
aáÉåëíÖÉJ
åçëëÉåëÅÜ~ÑJ
íÉå=

mêáî~íÉ=
c~ãáäáÉåJ
Ü~ìëÜ~äíÉ=
EÄÉëíáããJ
íÉ=jáíÖäáÉJ
ÇÉêF=

píáÑíìåÖÉå=
EâÉáåÉ=
jáíÖäáÉÇÉêF=

sÉêÄ®åÇÉ=
áKÉKpK=

sÉêÄ®åÇÉ=
áKïKpK=

£ÑÑÉåíäáÅÜÉ=
e~ìëÜ~äíÉ=EçÜåÉ=
jáíÖäáÉÇÉêF=

£ÑÑÉåíäáÅÜÉ=aáÉåëíìåJ
íÉêåÉÜãÉå=

 
Insofern das Merkmal der unbestimmten Mitglieder hier für den Verbandsbegriff tra-
gend ist, ist es sinnvoll, unterschiedliche Verbandstypen im Verhältnis zum Mitglieder-
typus zu bilden: 

däáÉÇÉêìåÖ=ÇÉê=sÉêÄ®åÇÉ=å~ÅÜ=jáíÖäáÉÇÉêíóéÉåPO=

sÉêÄ~åÇëíóéÉå= _ÉíêáÉÄëîÉêÄ®åÇÉ=

= e~ìëÜ~äíëîÉêÄ®åÇÉ= råíÉêåÉÜãìåÖëîÉêÄ®åÇÉ=

mÉêëçåÉåîÉêÄ®åÇÉ=

jáíÖäáÉÇÉêíóé= e~ìëÜ~äíÉ= råíÉêåÉÜãìåÖÉå= báåòÉäéÉêëçåÉå=

 
Offensichtlich enthält der Begriff des Personenverbandes die große Masse der Vereine 
in Kultur, Sport und anderen Bereichen, aber auch Innungen oder Sozialversicherun-
gen wie die Arbeitslosenversicherung. Wenn im weiteren von der Organisationsentwick-
lung der Verbände die Rede ist, so soll es dabei ausschließlich um Betriebsverbände gehen. 
Es handelt sich dabei im Folgenden also nicht um die Betrachtung der einzelbetriebli-
chen Ebene. Es geht also weder um die einzelne Kindertagesstätte eines freigemein-
nützigen Trägers, noch um den einzelnen Sportverein. 

Es geht vielmehr um die Ebene, bei der mehrere Betriebe zu einem Betriebsverband 
zusammengeschlossen sind. Diese Verbindung verfolgt den Zweck, spezifische betrieb-
liche Teilaufgaben gemeinschaftlich zu erfüllen. Eine solche Teilaufgabe kann zum Bei-
spiel in der Vertretung der gemeinsamen Interessen gegenüber Staat und Politik lie-
gen, aber auch in der Koordination und Organisation eines gemeinsamen Spielbetriebs. 
Oberhalb des Einzelvereins als Personenverband tut sich so z.B. im Bereich des Sports 
ein weites, aber überschaubares Feld an Betriebsverbänden von der lokalen bis zur 
                                                      
31 Ebd. S. 420. Mit Ergänzung zum Begriff der Beitragsorientierung vom Autor. 
32 Ebd. S. 423. 
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Bundesebene – vom Basketballbezirksverband Weser-Ems bis zum Deutschen Olympi-
schen Sportbund (DOSB) auf. Analoges gilt auch für den Sozialbereich mit seinen 
Wohlfahrtsverbänden oder für den Kulturbereich.33 

Es handelt sich hierbei um einen funktionalen Verbandsbegriff, d.h. dieser enthält keine 
Aussage über die Genesis solch eines Verbandes. Dieser kann, muss aber nicht durch 
einen gemeinschaftlichen Beschluss seiner Mitgliedsorganisationen erfunden worden 
sein. Im Gegenteil kann die verbandliche Funktion auch das Ergebnis eines sukzessi-
ven Ausdifferenzierungs- und Erweiterungsprozesses sein. Am Anfang steht eine klei-
ne Organisation, von der aus im weiteren Verlauf eine Vielzahl an Einzeleinrichtungen 
gegründet wird. Diese sind möglicherweise in unterschiedlichen Arbeitsfeldern wie 
Kinderbetreuung, Jugendarbeit und Altenpflege tätig. Eine Reorganisation führt zu ei-
ner Neuaufteilung von einzelbetrieblicher Verantwortung und Selbständigkeit. Die ur-
sprüngliche Organisation hört auf, ein direkt operativer Betrieb zu sein und wird zu 
einem Dach mit spezifischen Funktionen. 

Obgleich die Betriebsverbände bedarfswirtschaftliche Betriebe (Nonprofit-Organisation) 
sind, folgt daraus nicht, dass dies auch für ihre Mitglieder gilt. Im Gegenteil organisie-
ren erwerbswirtschaftliche Industriebetriebe erfolgreich bestimmte gemeinsame Ange-
legenheiten z.B. in Form des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI). 

Für das Thema des bürgerschaftlichen Engagements dürfte es allerdings durchaus be-
deutsam sein, welchen Status bürgerschaftliches Engagement in den Mitgliedsorgani-
sationen eines Verbandes hat. Für den Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) hat 
das Thema des bürgerschaftlichen Engagements konstitutiv eine andere Bedeutung als 
für den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), da bürgerschaftliches Engage-
ment die Grundlage der Arbeit der meisten Sportvereine, nicht aber der Industriebe-
triebe ist.34 

Die weitere Analyse richtet sich auf diejenigen Verbände, für deren Mitgliedsorganisa-
tionen Bürgerschaftliches Engagement von besonderer Bedeutung ist, bzw. gemäß der 
Argumentation von der Produktion des „zivilgesellschaftlichen Mehrwerts“ sein sollte. 
Dabei wird im nächsten Abschnitt an Beispielen betrachtet, wie diese Verbände mit ih-
ren Mitgliedsorganisationen auf die eingangs dargestellten ökonomischen Herausfor-
derungen reagieren müssen bzw. reagieren können. 

                                                      
33 Solche Betriebsverbände können gleichzeitig parallel auch Einzelpersonen als Mitglieder zulas-

sen, ohne aber von diesem Mitgliedertypus bestimmt zu werden. Das ist zum Beispiel beim BBE 
der Fall. 

34 Ob deshalb aber in der Arbeit des DOSB bürgerschaftliches Engagement eine höhere oder wich-
tigere Bedeutung hat als beim BDI ist eine ganz andere Frage, die hier nicht thematisiert wird. 
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~ìÑ=∏âçåçãáëÅÜÉ=eÉê~ìëÑçêÇÉêìåÖÉå=

In diesem Abschnitt sollen vier wichtige Reaktionsformen der letzten beiden Jahrzehn-
te beispielhaft vergegenwärtigt werden, mit denen die Verbände und ihre Organisatio-
nen im Nonprofit-Bereich auf die ökonomischen Herausforderungen reagieren: (a) Im-
provisationen am Rande der Legalität, (b) kooperative Bejahung von Leistungsverträ-
gen, (c) Ausgründung und (d) Rekomposition. 

~F= fãéêçîáë~íáçåÉå=~ã=o~åÇÉ=ÇÉê=iÉÖ~äáí®í=

Der Geschäftsführer eines Verbandes schilderte einmal am Rande der Frankfurter Buch-
messe den Prozess einer Veränderung im Verhältnis von Staat und Verband so: Der 
Zuwendungsgeber Bund verlangte von seinem Verband von Beginn an eine Orientie-
rung an BAT als Zuwendungsvoraussetzung. In den 1990er Jahren teilen die zuständi-
gen Mitarbeiter des Zuwendungsgebers Bund dann freudig mit: Wir konnten Kürzun-
gen abwehren, der Verband erhält genau die gleiche Summe wie im Vorjahr. Da aber ta-
rifvertragliche Erhöhungen stattgefunden haben, die der Zuwendungsempfänger 
nachvollziehen muss, erhält er de facto weniger. Das fehlende Geld soll er sich privat 
besorgen – was für den Bereich von verbandlichen Verwaltungskosten, um den es die-
sem Fall geht, so aussichtsreich ist wie der Blick vom Eiffelturm auf den Himalaya. 

Im Effekt führt dies zu einer merkwürdigen Situation: Bei Einstellungsgesprächen be-
urteilt er die Kandidaten nicht mehr allein nach Qualifikation. Zugleich rechnet er im 
Kopf durch, welche Kosten der Bewerber lt. Tarifvertrag verursachen wird: Je älter, 
desto teurer; je mehr Kinder, desto teurer; je mehr Kinder, die noch kommen können, 
desto kostenriskanter. Diese durch staatliche (Pseudo)Sparsamkeit induzierte Auswahl-
logik ist durch ihre Ausweglosigkeit noch perverser, denn im Unterschied zum freien 
Markt ist die Bezahlung nicht Ergebnis eines konkreten Aushandlungsprozesses, son-
dern liegt unentrinnbar fest: selbst wenn die Beteiligten es wollten, könnten sie keine 
Bezahlung vereinbaren, die nicht auf Alter etc. Rücksicht nimmt. 

ÄF= hççéÉê~íáîÉ=_Éà~ÜìåÖ=îçå=iÉáëíìåÖëîÉêíê®ÖÉå=

Warum eigentlich haben sich viele Organisationen des Dritten Sektors so bereitwillig 
in Personalfragen über viele Jahre an den Modalitäten des Öffentlichen Dienstes orien-
tiert und sich in dieser Hinsicht zu quasi-staatlichen Organisationen gemacht? Die Ant-
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wort ist einfach: Es war rational. Das staatliche Zuwendungsrecht legt in diesem Be-
reich eine Orientierung an der Bezahlung im Öffentlichen Dienst nah. Mit dem soge-
nannten Besserstellungsverbot soll verhindert werden, dass der Staat für einen Kinder-
garten, der von einem gemeinnützigen Freien Träger betrieben wird, mehr bezahlt, als 
wenn er ihn selbst betreibt. 

Offenbar handelt es sich um eine Krücke für den Staat, um Wirtschaftlichkeit zu simu-
lieren, so lange er nicht in der Lage ist, sich selbst als Wirtschaftseinheit zu analysieren. 
Im Ergebnis soll die privat-gemeinnützige Kindergärtnerin weniger kosten als die staat-
liche Kindergärtnerin, auf keinen Fall aber mehr – oder wie es der Berliner Finanzsena-
tor Sarrazin einmal unnachahmlich formulierte: „Das Besserstellungsverbot ist kein 
Schlechterstellungsverbot.“35 

In der Ausbauzeit des Sozialstaates hat das die Organisationen wenig gestört. Im Ge-
genteil wurden bereitwillig die eigenen Mitarbeiterverträge und Haustarife an den ent-
sprechenden Verträgen des Öffentlichen Dienstes ausgerichtet, teilweise wurde dies 
auch vom Zuwendungsgeber Staat verlangt. Erhöhungen im Tarifgefüge des Öffentli-
chen Dienstes begründeten so die Erwartung, dass dies auch entsprechende Erhöhun-
gen bei den Zuwendungen an die Verbände und Einrichtungen zur Folge haben muss-
te. Diese Logik kommt staatlicher Verwaltung entgegen, weil sie von Einzelfallentschei-
dungen entlastet. Dieser Automatismus wurde dann im Zuge der Finanznöte der Öf-
fentlichen Hand nach und nach einseitig, nämlich von Seiten der Politik ausgehebelt. 

Wenn heute Organisationen und Verbände ihrerseits darauf setzen, für die Dienstleis-
tungen bezahlt zu werden, reagieren sie auf solche Dilemmata. Das Zitat des Berliner 
Finanzsenators fiel im Kontext einer instruktiven Auseinandersetzung zwischen ihm 
und der „Liga der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege Berlin“. Das Land Ber-
lin hatte den Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes eine Arbeitszeitverkürzung auf-
gezwungen, die mit einer entsprechenden Gehaltskürzung einherging. Der Finanzse-
nator verlangte von den Trägern der Freien Wohlfahrtspflege, dass sie diesen Abschluss 
sinngemäß umsetzen, damit er die Zuwendungen entsprechend kürzen könne. Als Ar-
gument führte er das Besserstellungsverbot an, d.h. ohne solch eine Umsetzung würde 
eine Kindergärtnerin in einer gemeinnützigen Kita am Ende des Monats mehr Geld auf 
dem Konto haben als eine städtische Kindergärtnerin – obwohl sie doch eher weniger 
(„kein Schlechterstellungsverbot“)), aber höchstens genau soviel bekommen sollte 
(„Besserstellungsverbot“)36. 

Da die Politik aber zugleich behauptete, dass es den öffentlichen Bediensteten gar nicht 
schlechter als vorher ginge, da sie nur Geld gegen Freizeit getauscht hätten, war diese 
Argumentation dann doch zu windig. Interessant an der Reaktion der „Liga der Spit-
zenverbände der Freien Wohlfahrtspflege Berlin“ war aber, dass sie bei dieser Gele-

                                                      
35 Thilo Sarrazin, Brief… 
36 Vgl. ebd. 
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genheit ihr Interesse unterstrich, vollständig auf dienstleistungsorientierte Verträge 
übergehen zu wollen, um sich nachhaltig von jedem Übergriff des Staates in Bezahlung 
und Personalpolitik befreien zu können.37 

ÅF= ^ìëÖêΩåÇìåÖ=

Die Dramatik der Wandlungen in den letzten dreißig Jahren kann kaum unterschätzt 
werden, wie das authentische folgende Beispiel eines Verbandes zeigt: Wie vor dreißig 
Jahren verfügt er, bei 1,1 Millionen Mitgliedern, auch heute über 11.000 Ehrenamtliche, 
nur dass diesen vor dreißig Jahren 647 bezahlte Kräfte gegenüber standen, im Jahr 2003 
hingegen 16.400 Angestellte und 2.600 Zivildienstleistende. Gleichzeitig stieg die Bi-
lanzsumme innerhalb von 25 Jahren von 39 Millionen Euro auf 982 Millionen Euro.38 
Gesteuert werden der Verband und seine Teile in einem erheblichen Maße von ehren-
amtlichen Mitarbeitern: Von den 11.000 Ehrenamtlichen sind 2.900 in den leitenden 
Vereinsgremien aktiv und repräsentieren als gewählte Vertreter der Mitglieder die 
„moralischen Eigentümer“ des Verbandes. Dabei schließen sich ehrenamtliche Vor-
standstätigkeit und hauptamtliche Mitarbeit statutengemäß aus. 

Solche Entwicklungen sind einhergegangen mit der Ausgründung vieler Teile der ope-
rativen Tätigkeit. Ausgründung bedeutet die Errichtung nicht rechtsfähiger oder 
rechtsfähiger Organisationseinheiten, die bestimmte Aufgaben wirtschaftlicher Natur 
übernehmen. Dabei greifen mehrere Veranlassungsgründe ineinander. 

Erstens kann es aus steuerrechtlichen Gründen geboten sein, Funktionen auszugrün-
den. Der Übergang vom Zweckbetrieb zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist flie-
ßend und die Unwesentlichkeitsgrenze für letztere schnell überschritten. Dabei geht es 
nicht nur um die Vermeidung von Nachteilen (eventueller Verlust von Steuerbefreiun-
gen, wie sie steuerbegünstigten Organisationen nach der Abgabenordnung zukom-
men), sondern auch um das Nutzen von Subventionsvorteilen, die man nur als ‚norma-
ler’ Betrieb hat (Vorsteuerabzug u.ä.).39 

Zweitens ergibt es haftungsrechtlich Sinn, dass Betriebsteile nach fachlichen Gesichts-
punkten aufgegliedert werden, da mit der unterschiedlichen Fachlichkeit auch unter-
schiedliche Finanzierungsprobleme verbunden sind. Warum sollen Probleme, die einem 

                                                      
37 Vgl. ebd. 
38 Vgl. Michael Stricker, Der Arbeiter-Samariter-Bund verändert sich: Reformprozess führt zur Mo-

dernisierung des Verbandes, in: Organisationsentwicklung von Verbänden – Neue Chancen für 
bürgerschaftliches Engagement, Workshop zum übergreifenden Erfahrungsaustausch am 19. 
und 20. Januar 2005 in Frankfurt a.M., Tagungsdokumentation, hrsg. vom BBE, Deutscher Sport-
bund, LandesEhrenamtsagentur Hessen, Berlin, 2005, S. 51ff. 

39 Das schon erwähnte Papier zum „zivilgesellschaftlichen Mehrwert“ weist zu Recht darauf hin, 
dass die Steuerbegünstigung für gemeinnützige Organisationen zweischneidig ist. Insbesondere 
der Bereich der steuerlichen Subvention von Investitionen und Anfangsverlusten ist den gemein-
nützigen Organisationen weitgehend versperrt. 
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Verband im Bereich stationärer Altenpflege entstehen, auf den ganz anders finanzier-
ten Bereich der Kindertagesstätten durchschlagen können? 

Drittens verweist dies auch auf unterschiedliche Steuerungsgrundlagen und -themen, 
da die gesetzlichen Grundlagen, die politischen Partner, die zuständigen staatlichen 
Verwaltungen und die betroffene Öffentlichkeit sich jeweils verschieden zusammen-
setzen. Dadurch unterscheiden sich einerseits die Verwaltungsprozeduren, anderer-
seits die politischen Begründungen, die man mit Erfolgsaussichten anführen kann. 

Viertens schließlich ist es auch für ehrenamtliche Vorstände sinnvoll, sich haftungs-
rechtlich abzusichern und nicht mehr die Verantwortung für eine Fülle von Operatio-
nen und Umsätzen zu tragen, die sie gar nicht mehr überschauen können. 

Im Ergebnis führen solche Ausgründungen vor allem zur Errichtung handelsrechtlicher 
Formen, manchmal auch zu Stiftungen40. 

ÇF= oÉâçãéçëáíáçå=

Das Thema der Rekomposition steckt in Deutschland noch in den Anfängen. Erste An-
sätze dazu liegen im Bereich der Kirchen, aber auch bei Wohlfahrtsverbänden vor. 

Dabei geht es um eine Reaktion auf das Auseinanderdriften der ausgegründeten Be-
triebe oder der aus anderen, historischen Gründen nebeneinander existierenden ver-
wandten Betriebe, die betriebswirtschaftlich suboptimal erscheint. Hintergrund ist die 
Vermutung, dass es Synergiepotenziale gibt, etwa im Bereich der Verwaltung oder als 
Folge intensiverer Abstimmung bei der Dienstleistungserbringung. 

Beispiele findet man hierfür zum einen im kleinen Feld der gemeinnützigen Aktienge-
sellschaften, die im Umfeld insbesondere der protestantischen Kirchen entstehen, wie 
die Nächstenliebe gAG und die EJF-Lazarus gAG.41 Dort werden existierende gemein-
nützige, GmbH und rechtsfähige gemeinnützige Stiftungen unter das gemeinsame Dach 
einer gemeinnützigen Aktiengesellschaft gebracht. 

Da diese Neuzusammenfassungen mit betriebswirtschaftlichen Argumenten unterlegt 
werden (höhere Effizienz, Optimierung der Ausgabenstruktur durch Synergien usw.) 
wird leicht übersehen, dass es sich hierbei um Neubildungen innerhalb des bedarfswirt-

                                                      
40 Mit der Ausgründung in Form einer (g)GmbH kann man die anderen Aufgaben durch die Kon-

kursmöglichkeit, die man auf die GmbH beschränkt, eindämmen; eine rechtsfähige Stiftung 
kann man wiederum gut einsetzen, wenn es darum geht, vorhandenes Vermögen gegen Wechsel-
fälle im verbandlichen Vereinsleben abzusichern. Daneben gibt es natürlich noch die Ausgrün-
dung von Fördervereinen und Förderstiftungen, um die Akquise von privatem Geld von der ope-
rativen Tätigkeit zu trennen. 

41 Vgl. dazu ausführlich: Rainer Sprengel, Die gemeinnützige Aktiengesellschaft (gAG): Renaissance 
einer Organisationsform für bürgerschaftliches Engagement? Ein sozialwissenschaftlicher Pro-
blemaufriss, in: Maecenata Jahrbuch für Philanthropie und Zivilgesellschaft 2004, Berlin, 2005, S. 
263–293, besonders S. 275ff. 
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schaftlichen Feldes handelt – die Nutzung des Instruments der Aktiengesellschaft tut 
dazu ein übriges. Vor dem Hintergrund des obigen Verbandsbegriffs sind dort tatsäch-
lich aber neue Verbände entstanden. 

Ein anderes Verfahren findet sich zumindest in der Diskussion innerhalb bestehender 
Verbänden. So schreibt der Bundesvorsitzende der AWO, dass im Rahmen der AWO-
Verbandsentwicklung „der Zusammenschluss bestimmter Dienstleistungssparten (Al-
tenhilfe, Kitas etc.) empfohlen“ wird, „um zu größeren Wirtschaftsräumen und überle-
bensfähigen Betriebsgrößen zu kommen.“42 Diese Rekomposition stößt sich aber am 
Zuschnitt der AWO-Gliederungen, die aus wirtschaftlichen Gründen überwunden 
werden müssten, „weil sich der Wettbewerb am Sozialmarkt nicht an AWO-Territorien 
orientieren kann.“43 Mit dieser Fusionslinie einher geht als Kehrseite die faktische Ent-
machtung der ehrenamtlichen Vorstände.44 

ÉF= wìë~ããÉåÑ~ëëìåÖ=

Die (gemeinnützigen) Verbände und ihre (gemeinnützigen) Mitgliedsorganisationen 
haben, nicht zuletzt im Zuge einer zunehmenden Dienstleistungsorientierung, erhebli-
che ökonomische Herausforderungen und Wandlungsprozesse zu bewältigen. 

„Die verbandsübergreifende Verständigung über die Chancen und Herausforderungen 
des engagementfördernden Organisationswandels ist eine bedeutende Voraussetzung 
zur Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements in einer modernen Zivilgesell-
schaft. Vor dem Hintergrund der zunehmenden Dienstleistungsorientierung sowie zeit-
gemäßer betriebswirtschaftlicher Erfordernisse werden heute in den gemeinnützigen 
Organisationen die Formen der Arbeit fortentwickelt und vielfach auch die tradierten 
Werte neu debattiert. Der Austausch darüber, wie dieser Paradigmenwechsel in den 
Verbänden und Vereinen unter Berücksichtigung der Interessen der Engagierten am 
besten gelingen kann, ist damit ein zentrales Anliegen für den gesamten Bereich des bür-
gerschaftlichen Engagements.“45 

Gerade auch vor dem Hintergrund „zeitgemäßer betriebswirtschaftlicher Erfordernis-
se“ ist es durchaus kühn, hier das bürgerschaftliche Engagement ins Spiel zu bringen, 
das in der Betriebswirtschaft keine erkennbare positive Rolle spielt. Wenn dann die 

                                                      
42 Wilhelm Schmidt, Zukunft gestalten – Strukturwandel in der Arbeiterwohlfahrt: Verbandsent-

wicklung und bürgerschaftliches Engagement, (Betrifft: Bürgergesellschaft; 23), Friedrich-Ebert-
Stiftung, Bonn, 2006, S. 5. 

43 Ebd. 
44 Sie sollen „Zeit und Kraft“ für drei Aufgaben finden: die inhaltliche Vereinsarbeit und die Wei-

terentwicklung des Freiwilligenmanagements, mit anderen Worten: Sie sollen sich um sich selbst 
kümmern und die professionellen Kräfte ihre Arbeit machen lassen. Der dritte Aspekt wird mit 
dem Begriff des ‚sozialpolitischen Geschäfts’ umschrieben. Das Wort ‚Geschäft’ soll übertünchen, 
dass sie gar nicht mehr für das ‚sozialwirtschaftliche Geschäft’ zuständig sein sollen – und damit 
auch nichts in der Hand haben, was sie als Akteure im sozialpolitischen Geschäft noch für Dritte 
relevant macht. Vgl. a.a.O. S. 5. 

45 Ansgar Klein, Organisationsentwicklung von Verbänden, Vorwort, a.a.O., S. 4. 
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Projektgruppe „Rahmenbedingungen des Bürgerschaftlichen Engagements“ des Bun-
desnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 2005 mit Verbänden einen Work-
shop durchführt, bei dem es um die „Organisationsentwicklung von Verbänden – 
Neue Chancen für bürgerschaftliches Engagement“46 geht, überrascht neben dem Be-
griff der Chance noch mehr, dass dabei die Worte Personalentwicklung und Personal-
ressource fehlen, die noch, wie oben dargestellt, in der Enquete-Kommission zur Zu-
kunft des Bürgerschaftlichen Engagements eine erhebliche Bedeutung hatten. Statt von 
dieser einfachsten Brücke zu betriebswirtschaftlichen Erfordernissen, wird von „Mo-
dernisierung der Nonprofit-Organisationen“ gesprochen.47 

Gewachsen ist offenbar die Einsicht in die gesellschaftspolitische, über die Betriebswirt-
schaft hinausführende Dimension der Thematik – ob diese nachhaltig sein wird, muss 
dahingestellt bleiben. 

Betrachtet man die oben evozierten Wandlungsprozesse der letzten Jahrzehnte aus der 
Perspektive des Bürgerschaftlichen Engagements, muss man realistischerweise von wi-
dersprüchlichen Entwicklungstendenzen sprechen, die von der Marginalisierung des 
bürgerschaftlichen Engagements in Verbänden und Vereinen bis hin zur qualitativen 
und quantitativen Aufwertung reichen können. 

So sollen sich die ehrenamtlichen Vorstände beim ASB auf ein Selbstverständnis als 
Aufsichtsrat zurückziehen, der die hauptamtliche Geschäftsführung bestellt, einen 
Wirtschaftsplan beschließt und die strategische Ausrichtung festlegt, ansonsten aber 
das Tagesgeschäft der hauptamtlichen Führung überlässt. Einerseits wird damit die 
potenzielle Macht der Ehrenamtlichen mit Führungsaufgaben in der Organisation be-
grenzt, andererseits aber auch qualitativ durch eine Fokussierung auf strategische und 
kontrollierende Funktionen aufgewertet. 

Diese Art der weiteren Organisationsentwicklung ist eine unter vielen möglichen For-
men. Die weitere Analyse zielt darauf ab, was Organisationsentwicklung meint und 
warum überhaupt hier der Ort auch für eine nachhaltige Stärkung des Bürgerschaftli-
chen Engagements gesehen werden kann. Daran schließen sich kurze Vorschläge an, 
wie diese von netzwerkartigen Einrichtungen, die sich der Förderung des Bürgerschaft-
lichen Engagements verschrieben haben, systematisch unterstützt werden können. 

                                                      
46 Vgl.: Organisationsentwicklung von Verbänden, op. cit. 
47 Ganz im Gegensatz noch zum 3. Internationalen Colloquium der NPO-Forscher im März 1998 an 

der TU München. Vgl.: Dieter Witt, Ernst-Bernd Blümle, Reinbert Schauer, Helmut K. Anheier 
(Hrsg.), Ehrenamt und Modernisierungsdruck in Nonprofit-Organisationen. Eine Dokumentati-
on, Wiesbaden 1999. 
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QK=lêÖ~åáë~íáçåëÉåíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=sÉêÄ®åÇÉ=

Wenn im folgenden von Organisationsentwicklung der Verbände (OE) gesprochen 
wird, so soll damit ein spezifischer, aktiver Umgang mit Organisationswandel gemeint 
sein, bei dem in besonderer Weise partizipative und demokratische Vorstellungen be-
rücksichtigt werden: 

„Die OE-Ansätze folgen ganz überwiegend einem demokratisch-partizipativen Gestal-
tungsmodell, d.h. es wird als essentiell angesehen, dass die Betroffenen von Anfang an 
in organisatorische Veränderungs- und Anpassungsprozesse eingeschaltet werden und 
diese in allen Phasen aktiv mitgestalten können („Betroffene zu Beteiligten machen“).“48 

Organisationswandel ist ein ständiger Vorgang, der zumeist unbemerkt verläuft, als Er-
gebnis vieler, häufig unscheinbarer Variablen, die innerhalb oder außerhalb der Orga-
nisation angesiedelt sind. Ehrenamtliche und hauptamtliche Mitarbeiter altern, es kom-
men neue Kollegen hinzu, eine verbesserte Software wird eingeführt usw.; im Umfeld 
ändern sich Ansprechpartner, neue Qualitätsstandards werden erwartet, Budgets wer-
den erhöht oder abgesenkt; die Öffentlichkeit debattiert plötzlich alles im Lichte von 
Bildungsfragen, eine organisationsrelevante Steuer wird erhöht.49 

Jede Organisation wandelt sich im Kontext solcher Veränderungen, reagiert auf sie mit 
dem Ziel, möglichst weitgehend mit sich identisch zu bleiben und bewährte Routinen 
fortzusetzen. Aus internen und/oder externen Gründen gelingt diese Anpassungsleis-
tung nicht immer. Viele kleine, improvisierte Anpassungen können im Ergebnis zu ei-
nem Sammelsurium an Provisorien führen, worunter die Effizienz der Organisation 
zunehmend leidet; ebenso kann ein neues Gesetz radikal die Spielregeln im Feld än-
dern und von außen eine Neuaufstellung der Organisation erzwingen, z.B. durch die 
Einführung eines neuen Berichts- und Abrechnungswesens gegenüber den Kostenträ-
gern. 

                                                      
48 Peter Preisendörfer, Organisationssoziologie: Grundlagen, Theorien und Problemstellungen, 

Wiesbaden, 2005, S. 116. 
49 In der Literatur zur Organisationssoziologie oder zur Managementlehre gibt es vielfältige Be-

griffsstrategien. Endruweit schließt z.B. aus einem Begriff des Organisationswandels den gesam-
ten Bereich alltäglicher, unbemerkt verlaufender Prozesse aus. Dadurch wird sein Begriff des 
Organisationswandels dem ähnlich, was hier erst mit dem Begriff der Organisationsentwicklung 
markiert wird. Vgl. Günter Endruweit, Organisationssoziologie, 2. überarb. und erw. Aufl., Stutt-
gart, 2004, S. 258ff. Jetzt auch neu Inge Bode, Organisationsentwicklung in der Zivilgesellschaft. 
Grenzen und Optionen in einem unerschlossenen Terrain, Forschungsjournal Neue Soziale Be-
wegungen (FJ NSB 2/2007), S. 92–101. 
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Das ist die Stunde, in der sich Managementsysteme in besonderer Weise bewähren 
müssen. Ihre Bewährung beginnt damit, nicht so lange zu warten, bis der Organisati-
onswandel von außen erzwungen wird, sondern schon im Vorgriff auf absehbare 
Umweltveränderungen eine robuste und zukunftsfähige Aufstellung der Organisation 
zu initiieren. Die folgende Grafik visualisiert schematisch die verschiedenen Stadien 
einer Organisation. 

mÜ~ëÉå=ÇÉê=råíÉêåÉÜãÉåëÉåíïáÅâäìåÖ=å~ÅÜ=ÇÉã=åÉìÉå=
píKJd~ääÉê=j~å~ÖÉãÉåíJjçÇÉää=

 

nìÉääÉW=gçÜ~ååÉë=oìÉÖÖJpíìêãI=a~ë=åÉìÉ=píKJd~ääÉê=j~å~ÖÉãÉåíJjçÇÉää=RM=

Mit Organisationsentwicklung (OE) (i.S. von organizational development – nicht von Evo-
lution) sollen alle jene Managementsysteme gemeint sein, bei denen es um die Gestal-
tung der Phase der Erneuerung geht. Ob diese Systeme sich selbst als Organisations-
entwicklung bezeichnen und welchen unterschiedlichen theoretischen Ansätzen sie 
folgen, ist dabei unerheblich. Ausschlaggebend soll allein sein, dass sie bestimmten Kri-
terien genügen, wie sie für die Tradition von Organisationsentwicklung im engeren Sinn 
charakteristisch51 und aus der Sicht der Förderung von bürgerschaftlichem Engage-
ment in einer demokratischen Gesellschaft zu erwarten sind. Diese Kriterien sind: 

                                                      
50 Johannes Ruegg-Sturm, Das neue St.-Galler Management-Modell. Grundkategorien einer integ-

rierten Managementlehre, der HSG-Ansatz, 2. durchges. Aufl., Bern, Stuttgart, Wien, 2003, S.83. 
51 Diese Tradition führt zurück auf die Psychologie Kurt Lewins, Jakob L. Moreno, John Dewey 

(Pragmatismus) und Tavistock-Institut in den 1940er Jahren. Damit sind eine Fülle bahnbre-
chender Studien und Konzeptionalisierungen verbunden gewesen, wie Gruppendynamik, Psy-
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– Es geht um eine aktive, rationale Umgestaltung der Organisation. 

– Der Prozess hat einen definierten Anfang und ein Ende. 

– Es gibt eine effektive Partizipation der Betroffenen. 

– Die Wertgebundenheit zivilgesellschaftlicher Organisationen spielt eine bedeutende 
Rolle52. 

Als aktiv-rationaler Umgestaltungsprozess mit Anfang und Ende wird Organisationsent-
wicklung zu einer identifizierbaren Phase im Leben einer Organisation. Am Beginn 
steht eine bewusste Entscheidung, deren Konsequenz zum Beispiel in der Hinzuzie-
hung einer externen Beraterfirma, in der Einrichtung von Arbeitsgruppen oder in einer 
revisionsartigen Bestandsaufnahme zu einem bestimmten Termin bestehen kann. Am 
Ende stehen Entscheidungen und Verabredungen über neue Routinen, Strukturen 
usw., die dann in den Alltag entlassen werden. Damit einher geht, dass die Beraterfir-
ma nicht mehr berät, die Arbeitsgruppen aufgelöst werden usw. Die Phase der Krise 
im Sinne einer Phase der Entscheidung und Neuausrichtung wird beendet, der (be-
wusst veränderte) neue Alltag hat Ehrenamtliche wie Hauptamtliche wieder. Damit 
wird Organisationsentwicklung z.B. abgrenzbar von allen Managementsystemen, die 
das Prinzip permanenter Revolution verwirklichen wollen, aber auch von allen auf 
charismatische Persönlichkeiten setzende Führungssysteme, in der die Führungskraft 
erst einsam entscheidet und dann durch sein Charisma die Anderen mitnimmt. 

Die effektive Partizipation der Betroffenen kann sehr unterschiedliche Formen annehmen, 
je nach dem, welche Betroffenen (Stakeholder) wie einbezogen werden. Sollen die Mit-
glieder als ideelle Eigentümer einbezogen werden? Sollen die freiwilligen wie haupt-
amtlichen Mitarbeiter der Organisation mitwirken? Haben auch die Nutzer der Dienst-
leistungen der Organisation, andere zivilgesellschaftliche Organisationen oder Vertre-
ter der Kostenträger im Organisationsentwicklungs-Prozess etwas zu sagen? Wie steht 
es um outgesourcte Dienste (externe Verwaltungsgesellschaften, Reinigungsdienste, 
Fundraiser)?53 
                                                                                                                                                            

chodrama, Aktionsforschung, Konzeptionen sozio-technischer Systeme. Dazu sind später weite-
re Theorieansätze, etwa in Form luhmannscher Systemtheorie, getreten. Verbreitet ist die These, 
dass OE als ein spezifischer Managementansatz seine Blütezeit in den 1970er Jahren hatte und 
seitdem von anderen Managementsystemen abgelöst wurde. Vgl. zur Rekonstruktion der OE-
Geschichte mit instruktivem Blick für den hier vorliegenden Zusammenhang der OE der Ver-
bände: Klaus Grunwald, Neugestaltung der freien Wohlfahrtspflege. Management organisatio-
nalen Wandels und die Ziele der Sozialen Arbeit, Weinheim, München, 2001, S. 129ff. 

52 Darauf stellen Baumgartner et al. bei der Definition von OE ab: „OE ist ein Veränderungsprozess 
einer Organisation und der darin tätigen Menschen, der sich an bestimmten Werten und Prinzi-
pien orientiert“; Irene Baumgartner et al., OE-Prozesse: Die Prinzipien systemischer Organisati-
onsentwicklung, Ein Handbuch für Beratende, Gestaltende, Betroffene, Neugierige und OE-Ent-
deckende, 5. Aufl., Bern, 1998, S. 19. 

53 Hier berührt sich OE mit der für den zivilgesellschaftlichen Bereich besonders wichtigen Stake-
holder-Debatte. Vgl. Rainer Sprengel, Stiftungen als Stakeholder und Stakeholder von Stiftun-
gen, in: Rupert Graf Strachwitz, Florian Mercker: Stiftungen in Theorie, Recht und Praxis. Hand-
buch für ein modernes Stiftungswesen, Berlin, 2005, S. 581ff. 
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Auch die funktionale Reichweite der jeweiligen Partizipation kann sehr unterschied-
lich sein. Geht es um fachliches Feedback, repräsentative Meinungsbildung oder auch 
um formelle Mitentscheidung? Das Kriterium der Partizipation schließt aus Organisa-
tionsentwicklung alle diktatorischen und autokratischen Managementsysteme aus, 
ebenso alle auf gezielter Manipulation beruhende Verfahren. 

Allerdings muss bei Organisationsentwicklung Partizipation nicht demokratietheore-
tisch gerechtfertigt werden. Eine funktionale Begründung wie im Freiburger Manage-
ment-Modell für Nonprofitorganisationen genügt: 

„Die neuere Management-Lehre hat klar gezeigt, (…) dass ein Gesamtsystem effizienter 
und anpassungsfähiger arbeitet, wenn seine Teile (Organisationseinheiten) sich im Rah-
men übergeordneter Richtlinien weitgehend selber gestalten (organisieren und planen) 
können. (…) Mit der Selbstorganisation hängt auch der Begriff der Organisationsent-
wicklung (OE) zusammen. OE geht von der Zielsetzung aus, die Mitarbeitenden so zu 
befähigen, dass sie die in ihrem Bereich anfallenden Probleme weitgehend selber lösen 
und deshalb auch die Strukturen und Prozesse partizipativ oder gar selbstorganisierend 
(mit-)gestalten können.“54 

Beim Kriterium der Wertgebundenheit geht es schließlich darum, dass die normativen 
Werte, für die die konkrete zivilgesellschaftliche Organisation steht, nicht einfach da-
durch ausgehebelt werden, dass man nur oder ausschließlich die Steigerung betriebs-
wirtschaftlicher Effizienz mit rein monetären Zielen wie Renditemaximierung als The-
ma des zu gestaltenden Organisationswandels behauptet. Andererseits ist es nicht ziel-
führend, im Namen höherer Werte Imperative betriebswirtschaftlicher Effizienz zu ig-
norieren, jedenfalls wenn man in relevanter Weise Dienstleistungen erbringt oder Auf-
gaben wahrnimmt. Bei Organisationsentwicklung von zivilgesellschaftlichen Verbän-
den und Vereinen geht es um die Herausforderung, die Gebundenheit an moralische, 
ethische oder religiöse Werte als einen Wesenszug der Organisation mit Aufgaben be-
triebswirtschaftlicher Effizienz zu vermitteln. Scheitert solch eine Vermittlung, dann 
kann die Organisation ihre Existenzberechtigung verlieren – sei es, indem sie insolvent 
wird, sei es, indem sie zu einem reinen Marktunternehmen wird und aufhört, zum 
Dritten oder Nonprofit-Sektor zu gehören. Mit dem Kriterium der Wertgebundenheit 
nicht vereinbar sind alle Managementsysteme, deren Erfolg auf der primären Geltung 
betriebswirtschaftlicher Effizienz unter den Bedingungen eines gewinnorientierten, auf 
Märkten arbeitenden Wirtschaftsunternehmens beruhen. 

                                                      
54 Peter Schwarz et al., Das Freiburger Management-Modell für Nonprofit-Organisationen, 4. weit-

gehend akt. u. erg. Aufl., Bern, Stuttgart, Wien, 2002, S. 166. 



=

28 

RK=wÉåíê~äÉ=mêçÄäÉãÉ=ìåÇ=^ìÑÖ~ÄÉå=

In diesem Abschnitt sollen einzelne besondere Probleme und Aufgaben an der Schnitt-
stelle der Förderung bürgerschaftlichen Engagements und der Organisationsentwick-
lung der Verbände ohne Anspruch auf Vollständigkeit oder erschöpfende Behandlung 
thematisiert werden. Dadurch werden die inhaltlichen Verzweigungen der Organisati-
onsentwicklung der Verbände im Hinblick auf das Thema des Bürgerschaftlichen En-
gagements sichtbar. 

RKN=lb=ìåÇ=_b=Em~êíáòáé~íáçåI=pçòá~äâ~éáí~äI=ëçòá~äÉ=fåíÉÖê~íáçåI=cáå~åòáÉêìåÖF=

Die Freiwilligensurveys 199955 und 200456 dokumentieren eindrucksvoll, wie sehr die 
demokratische Gesellschaft auf die bürgerschaftlich Engagierten angewiesen ist. Dafür 
spricht nicht nur ihre große Zahl, sondern vor allem ihr aktiv-prägendes Verhältnis zu 
dieser Gesellschaft: Sie begreifen sich als aktiven Teil dieser Gesellschaft und gestalten 
diese mit. Kontrastiert man diejenigen, die sich stark freiwillig und unentgeltlich mit 
ihrer freien Zeit für die Bürgerschaft engagieren mit denjenigen, die dies nicht tun, so 
ist die Eindeutigkeit der Korrelationen frappierend, wie die folgende Tabelle am Bei-
spiel der Personen zeigt, die über 100 Euro im Jahr spenden. 

Die Hochaktiven haben einen großen Freundes- und Bekanntenkreis, spenden häufiger 
und mehr Geld als weniger Aktive, sind besonders an Politik interessiert, machen 
selbstredend Nachbarschaftshilfe und wollen etwas in Gemeinschaft, für die Gemein-
schaft und für Andere tun – diejenigen, die noch nicht einmal in irgendeinem Verein 
mitmachen und mitspielen, sind hingegen kaum politisch interessiert, spenden kaum 
und wenn, dann wenig, helfen kaum ihren Nachbarn usw. Verantwortungsübernahme 
für Staat und Gesellschaft, praktisches bürgerschaftliches Engagement und hohe sozia-
le Integriertheit bilden einen erkennbaren Zusammenhang. Sozialkapital und Partizi-
pation sind zwei zentrale Begriffe, die sich auf diesen Zusammenhang beziehen. 

                                                      
55 Freiwilliges Engagement in Deutschland: Ergebnisse der Repräsentativerhebung zu Ehrenamt, 

Freiwilligenarbeit und bürgerschaftlichem Engagement, hrsg. vom Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Stuttgart, W. Kohlhammer Verlag, 2000, (Schriftenreihe des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend; Bd. 194), Bd. 1: Gesamtbericht, Bd. 2: Zu-
gangswege zum freiwilligen Engagement, Engagementpotenzial in den neuen und alten Bundes-
ländern, Bd. 3: Frauen und Männer, Jugend Senioren, Sport. 

56 Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999–2004, Ergebnisse der repräsentativen Trenderhe-
bung zu Ehrenamt, Freiwilligkeit und bürgerschaftlichem Engagement; Langfassung, hrsg. vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, München: tns infratest Sozialfor-
schung, 2005. 
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cêÉáïáääáÖÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=ìåÇ=dÉäÇëéÉåÇÉå=ΩÄÉê=NMM=bìêç=

mçëáíáçå=~ìÑ=ÇÉê=båÖ~ÖÉãÉåíJpâ~ä~=
^åíÉáä=ÇÉê=mÉêëçåÉåI=ÇáÉ=ΩÄÉê=NMM=
bìêç=áã=g~Üê=ëéÉåÇÉåI=ÄÉòçÖÉå=~ìÑ=
ÇáÉ=àÉïÉáäáÖÉ=^âíáîáí®íëÖêìééÉ==

mÉêëçåÉå=çÜåÉ=~âíáîÉ=_ÉíÉáäáÖìåÖ= NRB=

mÉêëçåÉå=ãáí=~âíáîÉê=_ÉíÉáäáÖìåÖI=~ÄÉê=çÜåÉ=ÑêÉáïáääáÖÉë=båÖ~ÖÉJ
ãÉåí=

NTB=

mÉêëçåÉå=ãáí=ÑêÉáïáääáÖÉã=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=ÉáåÉê=lêÖ~åáë~íáçå= OQB=

mÉêëçåÉå=ãáí=ÑêÉáïáääáÖÉã=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=òïÉá=lêÖ~åáë~íáçåÉå= PPB=

mÉêëçåÉå=ãáí=ÑêÉáïáääáÖÉã=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=ÇêÉá=çÇÉê=ãÉÜê=lêÖ~åáJ
ë~íáçåÉå=

QNB=

nìÉääÉW= cêÉáïáääáÖÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ=EOMMMFRT=

Sozialkapital zielt dabei auf die gesellschaftlichen Wirkungen, Partizipation auf die ge-
sellschaftspolitischen Implikationen von BE ab. Als sozialer Kitt produzieren die Frei-
willigen sozialen Zusammenhalt, ihre Bekanntschafts- und Freundesnetzwerke werden 
über sie in gesellschaftliche Kontexte gestellt. Da dieser soziale Zusammenhalt dabei 
ihr Gepräge erhält, kann dies auch Ausgrenzungen beinhalten58. 

Ein spezielles, praktisch noch nicht hinreichend bearbeitetes Feld ist in diesem Zusam-
menhang die Migrationsthematik. Wie offen ist bürgerschaftliches Engagement in 
‚deutschen’ Organisationen für Migrantenengagement? In welchem Maße haben sich 
parallele Engagementwelten entwickelt? Welche Integrationschancen bieten sich?59 

Partizipation ist ein Faktum, das von den bürgerschaftlich Engagierten qua ihres En-
gagements vollzogen und ein Anspruch, der häufig auch bewusst eingefordert wird. 
Die Mitgestaltung der Gesellschaft im Kleinen ist das wichtigste Motiv für freiwilliges 
Engagement. Managementsysteme, die Organisationsentwicklung in zivilgesellschaft-
lichen Organisationen gestalten wollen, müssen diesen Motivlagen Rechnung tragen 
können: 

                                                      
57 Freiwilliges Engagement in Deutschland, (2000), a.a.O., Bd. 1, S.58. 
58 Vgl. dazu die kritische Reflexion eines ehemaligen Mitglieds der Enquete-Kommission Zukunft 

des Bürgerschaftlichen Engagements: Adalbert Evers, Das Konzept des sozialen Kapitals und sei-
ne Bedeutung für Dritte-Sektor-Organisationen, a.a.O, S. 232–249. 

59 Vgl. Dirk Halm, Martina Sauer: Freiwilliges Engagement von Türkinnen und Türken in Deutsch-
land, in: Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik, 11/12, 2004, S. 416–424. Dirk Halm, 
Ethnic Mainstreaming in deutschen Verbänden, unveröffentlichtes Arbeitspapier, BBE, Berlin, 
2006. 
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jçíáîÉ=ÑΩê=Ç~ë=ÑêÉáïáääáÖÉ=båÖ~ÖÉãÉåí=EOMMQF=

=
píáããÉ=îçää=
ìåÇ=Ö~åò=òì=

píáããÉ=
íÉáäïÉáëÉ=òì=

píáããÉ=ΩÄÉêJ
Ü~ìéí=åáÅÜí=òì=

fÅÜ=ïáää=ÇìêÅÜ=ãÉáå=båÖ~ÖÉãÉåí=ÇáÉ=dÉëÉääëÅÜ~Ñí=òìJ
ãáåÇÉëí=áã=häÉáåÉå=ãáíÖÉëí~äíÉå==

SSB= OVB= RB=

fÅÜ=ïáää=ÇìêÅÜ=ãÉáå=båÖ~ÖÉãÉåí=îçê=~ääÉã=ãáí=~åÇÉJ
êÉå=jÉåëÅÜÉå=òìë~ããÉåâçããÉå=

SMB= PRB= RB=

jÉáå=båÖ~ÖÉãÉåí=áëí=ÉáåÉ=^ìÑÖ~ÄÉI=ÇáÉ=ÖÉã~ÅÜí=
ïÉêÇÉå=ãìëë=ìåÇ=ÑΩê=ÇáÉ=ëáÅÜ=àÉÇçÅÜ=ëÅÜïÉê=àÉã~åÇ=
ÑáåÇÉí=

QQB= QMB= NSB=

jÉáå=båÖ~ÖÉãÉåí=áëí=~ìÅÜ=ÉáåÉ=cçêã=îçå=éçäáíáëÅÜÉã=
båÖ~ÖÉãÉåí=

ONB= OTB= ROB=

nìÉääÉW=cêÉáïáääáÖÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ=NVVVÓOMMQ=EOMMRF60=

Spätestens wenn sich ‚ihre’ Organisation, in der sie sich organisieren und engagieren, 
(radikal) neu aufstellt, werden sie sich des teilhabend-gestaltenden Charakters ihres 
Engagements bewusst werden. Ein Veränderungsprozess, der die bürgerschaftlich En-
gagierten ignoriert, wäre ein Affront. Gerade weil es zur Tradition des Ansatzes aller 
Organisationsentwicklung gehört, die Betroffenen partizipativ in den Prozess einzube-
ziehen, ist diese Tradition besonders anschlussfähig für eine Form der Weiterentwick-
lung der Verbände, bei der das bürgerschaftliche Engagement gestärkt und gefördert 
werden soll. Organisationsentwicklung der Verbände meint in diesem Sinn jedes Ver-
änderungsmanagement, das den legitimen partizipativen Ansprüchen der bürger-
schaftlichen Engagierten adäquat Rechnung trägt. 

Vor diesem dreifachen Hintergrund – soziale Integration durch Engagement, Sozialka-
pital und Partizipation – können auch die faktischen Leistungen, kann der vergangene 
wie künftige Output der Engagierten für die Arbeit der Organisation im Rahmen von 
Prozessen des Organisationswandels angemessen diskutiert werden: ihr finanzieller 
Beitrag durch Mitgliedsbeiträge und Spenden, ihre Ideen und Anregungen, ihre Füh-
rungsleistungen, ihre aktivierbaren Netzwerke und die Ressource Arbeitszeit, die sie 
der Organisation unentgeltlich zur Verfügung stellen. 

RKO= lêÖ~åáë~íáçåëÉåíïáÅâäìåÖ=ìåÇ=lêÖ~åáë~íáçåëâìäíìê=Ej~å~ÖÉãÉåíëóëíÉãÉI=áåJ
íÉêåÉLÉñíÉêåÉ=^åé~ëëìåÖëòï®åÖÉI=hççéÉê~íáçå=ìåÇ=hçåâìêêÉåòI=ÑêÉãÇÉê=_äáÅâF=

Organisationswandel folgt aus zwei unterschiedlichen Quellen, nämlich solchen inter-
ner und externer Natur. Aus einer neo-institutionalistischen Perspektive kann man die-
se als interne oder externe Anforderungen an die Organisation beschreiben, an die die-
se sich anpassen muss, um weiter zu existieren. Organisationsentwicklung ist dann der 
Prozess, in dem diese Anpassung bewusst und aktiv vollzogen wird. Dabei kommen 
                                                      
60 Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999–2004, a.a.O., S. 97. 
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insbesondere die vorhandenen Referenzsysteme und Gewohnheiten der beteiligten 
Akteursgruppen zur Geltung. Im Ergebnis kann es zur Bildung neuer Institutionen 
kommen (Institutionalisierung), zum Abbau vorhandener Institutionen (Deinstitutio-
nalisierung) oder zu einer Entkopplung von den Umweltanforderungen (z.B. im Zuge 
fehlender Kontrolle). 

Neumann hat in einer empirischen Studie 15 Dienstleistungs-NPO aus fünf unter-
schiedlichen Handlungsfeldern untersucht.61 Dabei konnte er zeigen, dass diese inner-
halb ihrer fachlichen Orientierung zu homogenen Anpassungsstrategien greifen, wie 
die folgende Abbildung zeigt: 

§ÄÉêÄäáÅâ=ΩÄÉê=ÇáÉ=^êíÉå=îçå=çêÖ~åáë~íáçå~äÉå=^åé~ëëìåÖÉå=

fåëíáíìíáçå~äáëáÉêìåÖ= aÉáåëíáíìíáçå~äáëáÉJ
êìåÖ=

båíâçééäìåÖ= aÉáåëíáíìíáçå~äáëáÉJ
êìåÖ=~ìÑÖêìåÇ=ÑÉÜJ
äÉåÇÉê=båíâçééJ
äìåÖëã∏ÖäáÅÜâÉáí=

=

=

^
ìÑ
Ä~

ì=
åÉ

ìJ
Éê
Lò
ìë
®í
òä
áJ

ÅÜ
Éê
=p
íê
ìâ

íì
J

êÉ
å=

h
çå

ëÉ
åë
=Ω
ÄÉ

ê=
åÉ

ìÉ
=p
íê
ìâ

íì
J

êÉ
å=

oÉ
ëí
êì
âí
ìê
áÉ
J

êì
åÖ

=Ä
Éë
íÉ
J

ÜÉ
åÇ

Éê
=p
íê
ìâ

J
íì
êÉ
å=

a
Éä
ÉÖ

áíá
ã
~J

íáç
å=
ÇÉ

ê=
áÇ
Éç

J
äç
Öá
ëÅ
ÜÉ

å=
h
Éê
åÉ

=

h
Éá
åÉ

=s
Éê
®å

J
ÇÉ

êì
åÖ

=Ç
Éê
=

pí
êì
âí
ìê
Éå

=

h
Éá
åÉ

=EÉ
ñí
Éê
J

åÉ
F=h

çå
íê
çä
äÉ
=

ÇÉ
ê=
^
åé

~ë
J

ëì
åÖ

=

oÉ
ëí
êì
âí
ìê
áÉ
J

êì
åÖ

=Ä
Éë
íÉ
J

ÜÉ
åÇ

Éê
=p
íê
ìâ

J
íì
êÉ
å=

e
çÜ

É=
EÉ
ñí
Éê
J

åÉ
F=h

çå
íê
çä
äÉ
=

ÇÉ
ê=
^
åé

~ë
J

ëì
åÖ

=

_N= = = = = u= u= = =

_O= = = = = u= u= = =

_É
Üá
åÇ

Éê
J

íÉ
åÜ

áäÑ
É=

_P= = = = = u= u= = =

hN= = = u= u= = = = =

hO= = = u= u= = = = =

h
ê~
åâ

Éå
J

Ü®
ìë
Éê
=

hP= = = u= u= = = = =

mN= u= u= = = = = = =

mO= u= u= = = = = = =

^
äíÉ

åJ
=ì
åÇ

=
mÑ
äÉ
ÖÉ

ÜÉ
áã

É=

mP= u= u= = = = = = =

oN= = = = = = = u= u=

oO= = = = = = = u= u=

oÉ
íí
ìå

Öë
J

Çá
Éå

ëí
É=

oP= = = = = = = u= u=

tN= = = u= u= = = = =

tO= = = u= u= = = = =

t
çÜ

äÑ~
Üê
íë
J

îÉ
êÄ
®å

ÇÉ
=

tP= = = u= u= = = = =

u=Z=áÇÉåíáÑáòáÉêÄ~êÉ=^åé~ëëìåÖÉå=

nìÉääÉW=pîÉå=kÉìã~ååI=kçå=mêçÑáí=lêÖ~åáë~íáçåÉå=ìåíÉê=aêìÅâI=OMMR62=

                                                      
61 Vgl. Sven Neumann, Non Profit Organisationen unter Druck, eine Analyse des Anpassungsver-

haltens von Organisationen des Gesundheitswesens und der Sozialen Dienste in der Freien Wohl-
fahrtspflege, München und Mering, 2005. 

62 Ebd. S. 237. 
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Betrachtet man seine Befunde, wie sie in der Tabelle zusammengefasst sind, dann ist 
zunächst überraschend, dass es Entkopplungen von Anforderungen bei Einrichtungen 
gibt. Vor allem aber verblüfft die Ähnlichkeit der Änderungsstrategien in den einzelnen 
Handlungsfeldern. Trotz einer vorhandenen Konkurrenzsituation, führt die Anpas-
sungsleistung unterschiedlicher Institutionen mit unterschiedlichen Traditionen und 
Wertebezügen nicht zu einer größeren Diversifizierung. Auch die unterschiedlichen 
normativen Wertsysteme scheinen keine großen effektiven Folgen zu haben. Man kann 
plausibel vertreten, dass sich als das entscheidende Referenzsystem der Anspruch der 
Fachlichkeit und die Behauptung fachlicher Zwänge durchsetzt. Dadurch kann die 
Anpassung genau so durchgeführt werden, wie sie andere Akteure im gleichen Feld 
auch schon durchgeführt haben oder durchführen werden. Innovativ oder reformfreu-
dig ist das nicht, ein Blick über den Tellerrand des eigenen Handlungsfeldes scheint 
kaum stattzufinden. 

Aus der Perspektive der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements ergeben sich 
daraus drei Schlussfolgerungen. 

Erstens erfordert die adäquate Berücksichtigung aller Dimensionen des bürgerschaftli-
chen Engagements in Organisationsentwicklungs-Prozessen eine fachliche Spezifizie-
rung: was zeichnet Freiwillige aus, die Demenzkranken helfen, was diejenigen, die in 
Gefängnissen arbeiten, was diejenigen, die in Kulturprojekten tätig sind? Warum spen-
det man für spezifische Zwecke im Bildungsbereich oder in bestimmten sozialen Fel-
dern? 

Zweitens allerdings stellt bürgerschaftliches Engagement ein Referenzsystem von ho-
her Allgemeinheit dar, das geeignet ist, Diskussionen sachgerecht über den Tellerrand 
und Tunnelblick von Akteuren hinauszuführen, die sich im Handgemenge mit fachli-
chen Anpassungsaufgaben verlieren. Begriffe wie gesellschaftlicher Zusammenhang, 
Bildung von Sozialkapital, Zivilgesellschaft und Gemeinwohl können hier sinnvoll in 
Organisationsentwicklungs-Prozesse eingeführt werden und den Blick auch auf Erfah-
rungen und Strategien in Organisationen lenken, die in anderen Handlungsfeldern tä-
tig sind. 

Drittens kann dadurch die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements im Kontext 
von Organisationsentwicklung die Innovationsfähigkeit steigern, zu größerer Diversi-
fizierung beitragen und Homogenisierungstendenzen vorbeugen. 

RKP= táëëÉåëã~å~ÖÉãÉåíW=táëëÉåëíê~åëÑÉêI=táëëÉåëÉêÜ~äí=ìåÇ=táëëÉåëÉêåÉìÉJ
êìåÖ=

Jenseits der Erkenntnis ‚Wissen ist Macht’, ist Wissen vor allem eins: flüchtig und pre-
kär. Deshalb wird so viel Aufwand getrieben, es auf feste, materielle Medien zu ban-
nen, in Bücher und auf Festplatten. Allerdings ist es in solcher Form nur potenzielles 
Wissen, ist es Wissen, das man wissen kann, wenn man es sich aneignet. 
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Organisationen sind auf individualisierte Wissensbestände in vielfältiger Form angewie-
sen: Fachkenntnisse eines Sozialarbeiters, der für sie arbeitet, Kenntnisse über Perso-
nen, die als Auftraggeber auftreten, Wissen über Strukturen und rechtliche Regeln, über 
Anforderungen, die mit Freiwilligenmanagement verbunden sind und vieles mehr. Ent-
scheidend für Organisationen ist dabei, dass das Wissen aktuell tatsächlich vorhanden 
ist, in Form von Personen, die das Benötigte schon angeeignet haben. Diese individuell 
angeeigneten Wissensbestände altern allerdings. Je nach Gebiet hat das individualisier-
te Wissen das Problem, nicht mehr auf der Höhe der Zeit, d.h. der aktuell wissbaren 
Wissensbestände in diesem Gebiet zu sein, wie dies auf der folgenden Abbildung in 
Form von Halbwertzeiten dargestellt ist. Wie immer gut die Individuen ihre Wissens-
bestände pflegen und erneuern und wie gut eine Organisation ihre Mitglieder, Mitar-
beiter und Ehrenamtlichen auch an sich bindet und fortbildet, niemand kann die natür-
liche Grenze des Alterns und Versterbens überspringen. Individualisierte Wissensbe-
stände sind auf mittlere Sicht immer verloren. 

e~äÄïÉêíòÉáí=ÇÉë=táëëÉåë=

 

nìÉääÉW=píÉÑ~å=dΩäÇÉåÄÉêÖI=jáÅÜ~Éäë=jÉóÉêI=táëëÉåëã~å~ÖÉãÉåí=ìåÇ=iÉêåÉå=áå=kmlë63=

Neben dem individualisierten Wissen verfügen Organisationen allerdings noch über 
eine andere Wissensform, das organisationale Wissen: 

                                                      
63 In: Christoph Badelt (Hrsg.), Handbuch der Nonprofit Organisation, Strukturen und Manage-

ment, 3. Aufl., Stuttgart, 2002, S. 518. 
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„Die Grundidee des organisationalen Wissens besteht darin, dass es zum größten Teil 
zwischen den einzelnen Individuen und damit personenunabhängig existiert. Es konsti-
tuiert sich in der Organisationskultur, in organisationalen Routinen, Infrastrukturen, 
Kommunikationen, Dokumentationen und letztendlich im Verhalten der Organisati-
on.“64 

Ein gutes Beispiel ist die Institution eines Ansprechpartners für Freiwillige: gut 80% 
der Freiwilligen Feuerwehren verfügen darüber, aber kaum die Hälfte der zivilgesell-
schaftlichen Kulturorganisationen. Diese Organisationsstruktur kann man als Aussage 
eines organisationalen Wissens etwa so übersetzen: „Wenn wir wollen, dass Personen, 
die sich für unsere Organisation interessieren oder interessieren könnten, tatsächlich 
auch bei uns als Freiwillige ehrenamtlich anfangen, dann brauchen wir einen identifi-
zierbaren Ansprechpartner. Dieser ist auch nötig, damit die bei uns bürgerschaftlich 
Engagierten tatsächlich bei der Stange bleiben und jemand haben, an den sie sich bei 
Problemen wenden können.“ Auch der Verzicht auf einen Freiwilligenansprechpartner 
oder gar Freiwilligenmanager kann Wissensbestände repräsentieren: ‚Wir sind an kei-
nen Ehrenamtlichen interessiert’, oder: ‚So oder so kommen auf diesem Weg nie Neue 
zu uns. Das läuft nur informell’, oder: „Wir können uns doch sowieso vor Interessen-
ten gar nicht retten“. 

Die Entindividualisierung, die mit dem organisationalen Wissen verbunden ist, zeigt 
sich daran, dass in dem Augenblick, wenn die konkrete Person diese Funktion nicht 
mehr ausüben kann oder will, diese Aufgabe neu besetzt wird, weil in der Organisati-
on der Wissensverlust sofort identifiziert wird. Selbst wenn das Individuum, das die 
Aufgabe übernimmt, überhaupt gar keine Ahnung hat und sich ganz von vorne einar-
beiten muss, ist der Wissensverlust eben nicht total gewesen, weil sich das organisatio-
nale Wissen hier in einem zu besetzenden Posten vergegenständlicht hat. 

Bezieht man diese Überlegungen auf das eingangs dargestellte Bild der verschiedenen 
Etappen einer Organisation im St.-Galler-Managementmodell, dann wird die besonde-
re Funktion von Organisationsentwicklungs-Prozessen für die Entstehung und Fort-
bildung organisationalen Wissens erkennbar. In der Phase der „Erneuerung (radikaler 
Wandel)“ geschieht zweierlei. Zum einen werden die vorhandenen organisationalen 
Wissensbestände daraufhin überprüft, ob sie überhaupt noch relevant sind – wenn 
nicht, sollen sie als Ballast weg, sollen ,alte Zöpfe’ abgeschnitten werden. Zum anderen 
sollen neue Erkenntnisse inkorporiert, neue Routinen, Funktionen und Strukturen auf-
gebaut werden. Einmal etabliert, kommt die Organisation damit eine Zeitlang zurecht. 
Wie alles Wissen verbraucht sich allerdings auch das organisationale Wissen, bis zur 
nächsten Erneuerung65. 

                                                      
64 Ebd., S. 523. 
65 Als konkreter Prozess ist das kompliziert und widersprüchlich, da die Organisation sich unmit-

telbar nicht selber wissen kann: Sie bedarf dazu der Individuen, die in ihr arbeiten oder mit ihr 
irgendwie zu tun haben. Diese müssen identifizieren, was veraltet ist, und Ideen haben, wie es 
anders wird. Leicht kann die Identifikation des Veralteten bedeuten, dass der haupt- oder ehren-
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RKQ= bÜêÉå~ãíäáÅÜÉ=ìåÇ=e~ìéí~ãíäáÅÜÉ=

„Frage: was ärgert Sie im Verband am meisten? Antwort: Der hauptamtliche Leiter 
Technik. Frage: Welches sehen Sie als größtes Problem in dem Arbeitsbereich an, in 
dem Sie als Ehrenamtlicher mitwirken? Antwort: Den hauptamtlichen Leiter Technik. 
Frage: Was würden Sie ändern wollen? Antwort: Den hauptamtlichen Leiter Technik 
entlassen. Ich geb Ihnen mal den Namen: …“ 

Aus einer schriftlichen Befragung von Freiwilligen/Ehrenamtlichen im Jahr 2003 im 
Rahmen eines Wohlfahrtsverbandes 

Es war oben schon an verschiedenen Stellen der Blick auf das nicht unproblematische 
Verhältnis von Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen gefallen. Im vorliegenden Kontext 
soll es, unter dem Aspekt des bürgerschaftlichen Engagements, allein um die Betrach-
tung einer Frage gehen, nämlich ob auf der einen Seite die bürgerschaftlich Engagier-
ten, auf der anderen Seite die professionell Beschäftigten stehen – die ersteren unver-
zichtbar für die Darstellung des zivilgesellschaftlichen Mehrwerts, letztere bezahlte 
Kräfte, die zuständig sind für die fachliche Qualität der Dienstleistungserbringung? 

In ihrer bahnbrechenden explorativen Studie hat Christiane Frantz, ausgehend von über 
70 Tiefeninterviews, Karrierewege von Hauptamtlichen in NGO analysiert. Dabei ge-
lang es ihr, vier Karrieretypen zu unterscheiden: den NGO-Technokraten, den NGO-
Generalisten, den NGO-Theologen und den Quereinsteiger.66 Dabei zeigte sich in fast 
allen Fällen, dass die NGO-Hauptamtlichen aus Familien kamen, in denen schon in-
tensive Beziehungen zu sozialen Bewegungen in den NGO-Arbeitsfeldern bestanden. 
So banal diese Einsicht in frühe kindliche Prägungen auch scheint, ist sie alles andere 
als trivial, da sie auf eine hohe und intensive Wertbindung und ideologische Fundie-
rung auch der Tätigkeit der Hauptamtlichen hinweist. 

Allerdings können ihre Befunde nicht umstandslos verallgemeinert werden, da mit 
dem Feld der NGO jener Organisationsbereich gemeint ist, in dem es um Fragen der 
internationalen Zivilgesellschaft geht wie Entwicklungszusammenarbeit, Katastro-
phenhilfe, globaler Umweltschutz oder Menschenrechte. 

Mit einer groß angelegten Befragung von ehren- und hauptamtlichen Führungskräften 
in Nonprofitorganisationen, in dessen Rahmen 2.040 Interviews durchgeführt wurden, 
konnten über das Feld der NPO insgesamt wichtige Erkenntnisse gewonnen werden.67 

                                                                                                                                                            
amtliche Mitarbeiter, der diese Aufgabe bisher wahrgenommen hat, überflüssig wird. Im Unter-
schied zu Profitunternehmen werden hier riesige Herausforderungen für Organisationen erkenn-
bar, die sich Werten wie Solidarität oder Nächstenliebe verpflichtet fühlen und dies als Teil ihrer 
Identität sehen. 

66 Vgl. Christiane Frantz, Politik als Beruf in NGOs, in: Philanthropie und Zivilgesellschaft, a.a.O., 
S. 80–95. 

67 Vgl. Beher/Krimmer/Rauschenbach/Zimmer, Führungskräfte in gemeinnützigen Organisatio-
nen: Bürgerschaftliches Engagement und Management, hrsg. vom Projekt Bürgerschaftliches En-
gagement & Management/Westfälische Wilhelms-Universität, Münster, 2006. Die Stichprobe be-
trug 4.070 Ausgangsadressen in Frage kommender Interviewpartner. Jeder zweite beteiligte sich 
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Im Vergleich der ehren- und hauptamtlichen Führungskräfte zeigt sich, dass die haupt-
amtlichen Akteure über eine dichtere und intensivere Engagementbiographie verfügen 
als die ehrenamtlichen Führungskräfte. 

Das fängt in der Kindheit an: Während bei den Hauptamtlichen 51,6% der Mütter und 
60,7% der Väter ehrenamtlich tätig gewesen waren, sind dies bei ehrenamtlichen Füh-
rungskräften 39,4% der Mütter und 56,7% der Väter.68 

Eine dichtere Engagementbiographie zeigt sich auch darin, dass die jeweiligen Füh-
rungskräfte schon vor ihrem aktuellen Engagement ehrenamtlich in gemeinnützigen 
Organisationen tätig waren. In allen Altersgruppen ist es so, dass die hauptamtlichen 
Führungskräfte in einem deutlich höheren Prozentsatz ehrenamtlich engagiert waren, 
als die ehrenamtlichen Führungskräfte, wie die folgende Tabelle dokumentiert: 

^äíÉê=ÇÉê=_ÉÑê~ÖíÉå= ^åíÉáä=ÇÉê=ÉÜêÉå~ãíäáÅÜÉå=cΩÜJ
êìåÖëâê®ÑíÉI=ÇáÉ=òìîçê=ëÅÜçå=
ÉÜêÉå~ãíäáÅÜ=áå=kml=í®íáÖ=ï~êÉå=

^åíÉáä=ÇÉê=Ü~ìéí~ãíäáÅÜÉå=cΩÜJ
êìåÖëâê®ÑíÉI=ÇáÉ=òìîçê=ëÅÜçå=
ÉÜêÉå~ãíäáÅÜ=áå=kml=í®íáÖ=ï~êÉå=

råíÉê=PM=g~ÜêÉ= RNIV=B= SOIR=B=

PNÓRM=g~ÜêÉ= RTIT=B= SQIN=B=

^Ä=RN=g~ÜêÉ= TMIS=B= TSIO=B=

dÉë~ãí= SPIU=B= SUIN=B=

bÜêÉå~ãíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=ÇÉê=_ÉÑê~ÖíÉå=îçê=§ÄÉêå~ÜãÉ=ÇÉê=~âíìÉääÉå=cΩÜêìåÖëéçëáíáçå69=

Allerdings zeigt sich auch, dass 31,9% der hauptamtlichen Führungskräfte über keine 
ehrenamtliche Erfahrung verfügen. Die dichtere Engagementbiographie wird von 60% 
der hauptamtlichen Führungskräfte als wichtige Voraussetzung ihrer aktuellen Tätig-
keit bejaht. Die Autoren der Studie resümieren diesen Aspekt so: 

„An diesen Ergebnissen wird auch aus inhaltlicher Perspektive der Stellenwert des Eh-
renamts als berufliche Sozialisationsinstanz für gemeinnützige Organisationen … er-
kennbar.“70 

Man kann diese Aussage optimistisch wenden: Bürgerschaftliches Engagement hat, 
trotz aller Ökonomisierungstendenz, bei der Organisationsentwicklung der Verbände 
eine Chance, weil ein erheblicher Teil der hauptamtlichen Führungskräfte im Fegefeuer 
des bürgerschaftlichen Engagements sozialisiert ist, und das teilweise von Kindheit an. 

Dessen ungeachtet besteht aber auch eine strukturell begründete Differenz zwischen 
ehren- und hauptamtlichen Führungskräften. Bei den Motiven, die sie antreiben, lassen 
                                                                                                                                                            

also an einem Interview, während sich 31% aktiv der Befragung entzogen bzw. die Teilnahme 
verweigerten. A.a.O., S. 15. 

68 Ebd., S. 25. 
69 Ebd., S. 33. 
70 Ebd., S. 35. 
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sich zwar zwischen ihnen einige Übereinstimmungen feststellen. So ist insbesondere 
der Hauptgrund für ihre Tätigkeit bei ehren- wie hauptamtlichen Führungskräften 
identisch: Sie wollen sich für andere Menschen und für gesellschaftlich wichtige Anlie-
gen einsetzen.71 Was aber vor allem auffällt, sind Divergenzen. 

So war es bei der Wahl ihrer Führungstätigkeit für die hauptamtlichen erheblich wich-
tiger als für die ehrenamtlichen Führungskräfte 

– dass sie eine Tätigkeit übernehmen wollten, die ihnen Spaß macht 

– dass sie persönlichen Vorstellungen und Interessen nachgehen wollten 

– und dass sie gesellschaftlich Einfluss ausüben wollten. 

Bei den Hauptamtlichen war dagegen der Wunsch geringer ausgeprägt, Teil einer 
Gruppe sein zu wollen, die durch eine gemeinsame Sache verbunden ist. Nimmt man 
noch hinzu, dass auch finanzielle Sicherheit und berufliche Aufstiegschancen bei der 
Entscheidung der Hauptamtlichen für die Übernahme der Führungstätigkeit von Be-
deutung waren, wird das Ausmaß der Differenz deutlich: 

„Bei den hauptamtlichen Führungskräften kommt in der Zusammenschau der Motive 
in höherem Maße also ein individualistischer Motivationsaspekt zur Geltung. Demge-
genüber betonen die ehrenamtlichen unter den Einstiegsmotiven stärker eine gemein-
schaftliche Orientierung.“72 

                                                      
71 Ebd., S. 29. 
72 Ebd., S. 30. 
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SK=c∏êÇÉêã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=ÇìêÅÜ=kÉíòïÉêâéçíÉåòá~äÉ=

Organisationsentwicklung ist ein Risiko. Es wird deshalb häufig erst dann eingegan-
gen, wenn der Veränderungsdruck das Risikoempfinden überlagert, Organisations-
entwicklung also notwendig wird. In dieser Situation kann aber ein Scheitern der Or-
ganisationsentwicklung erhebliche negative Folgen bis hin zum Konkurs für einen 
Verband haben. Deshalb ist auch die Gefahr groß, dass der Prozess der Organisations-
entwicklung allein unter monetären Gesichtspunkten betrieben wird. Leicht kann da-
bei eine Diskussion über bürgerschaftliches Engagement als „im Moment“ gerade nicht 
opportun erscheinen. Oder es wird das bürgerschaftliche Engagement vor allem unter 
dem Blickwinkel seines möglichen Beitrags zur Lösung finanzieller Probleme betrach-
tet. In beiden Fällen handelt es sich um eine Reduzierung der Dimensionen des bür-
gerschaftlichen Engagements. Da aber in Krisensituationen weitreichende Festlegun-
gen für die Zukunft erfolgen (wie oben anhand des Grazer Management-Modells dar-
gestellt), ist solche eine Reduktion nachhaltig schädlich. Um so wichtiger ist eine früh-
zeitige Sensibilisierung für Zusammenhänge zwischen Organisationsentwicklung und 
bürgerschaftlichem Engagement. 

Aus diesem Grund ist eine kompetente, unterstützende Struktur wichtig, die den Aus-
tausch über eine Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements als Teil erfolgreichen 
Organisationsentwicklungs-Managements organisiert (Fachtagungen, Hospitationsbör-
se u.ä.). Eine solche Struktur kann in erheblicher Weise zur Schonung von materiellen 
und ideellen Ressourcen bei Verbänden beitragen. Da Verbände teilweise in erhebli-
cher Weise für die öffentliche Hand Aufgaben wahrnehmen oder deren Wahrnehmung 
organisieren, geht es bei der Schonung dieser Ressourcen auch teilweise um die Mittel 
der öffentlichen Hand. Eine entsprechend erfolgreiche Unterstützungsstruktur trägt 
damit zur Wirtschaftlichkeit staatlichen Handelns bei. 

Das Bundesnetzwerk zur Förderung des Bürgerschaftlichen Engagements (BBE) ist das 
Beispiel eines Netzwerks, das sich in einer besonders günstigen Situation befindet, 
solch eine Unterstützungsstruktur aufzubauen, da es nicht mit den Verbänden konkur-
riert, sondern vielmehr von diesen mit getragen wird, um gemeinsame Anliegen und 
Aufgaben bei der Förderung bürgerschaftlichen Engagements voranzubringen, die jen-
seits eventueller Konkurrenzen angesiedelt sind. Das BBE verfügt dadurch über die er-
forderliche Neutralität, das notwendige Netzwerk und das Vertrauen, um eine Koope-
ration im Bereich Organisationsentwicklung zu organisieren – ein sensibler Bereich, in 
dem gerade auch die Schwachstellen eines Verbandes sichtbar werden (eben weil es 
um deren Überwindung gehen soll). Solch eine Unterstützungsstruktur sollte aus min-
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destens zwei Teilen bestehen: einer Hospitationsbörse und einer Wissens- und Dis-
kursbörse. 

SKN=eçëéáí~íáçåëÄ∏êëÉ=

Mit der Hospitationsbörse wird eine Idee aufgegriffen, die beim erwähnten Workshop 
des BBE über Organisationsentwicklung formuliert wurde: 

„Große Begeisterung löste der Vorschlag aus, innerhalb der Organisationen des BBE 
‚Hospitationsbesuche’ zu ermöglichen, damit besonders erfolgreiche Erfahrungen in 
der Verbandsentwicklung vor Ort erlebbar werden. Es wurde angeregt, diese Art von 
Kooperation evtl. auch durch eine internetbasierte Plattform (Stichwort „Hospitations-
börse“) technisch zu unterstützen.“73 

Solch eine Hospitationsbörse vermittelt eine oder mehrere Personen aus der Organisa-
tion A an die Organisation B im Kontext von Organisationsentwicklungs-Prozessen. 

Die Organisation A prüft z.B. mit einer Arbeitsgruppe, ob ein Organisationsentwick-
lungs-Prozess sinnvoll ist und wie er organisiert werden soll. Sollen externe Berater 
hinzugezogen werden und wenn ja welche? Wie viel Zeit soll man sich geben? Wen 
soll man wie beteiligen? Die Gruppe wendet sich an die Hospitationsbörse. Diese kann 
zwei Plätze bei unterschiedlichen Organisationen anbieten. Die eine der beiden Orga-
nisationen beginnt gerade einen Organisationsentwicklungs-Prozess, die andere Orga-
nisation ist mit ihrer Organisationsentwicklung schon weit vorangeschritten. Organisa-
tion A nimmt beide Hospitationsplätze an und entsendet ihre Mitarbeiter für eine ge-
wisse Zeit an die anderen Organisationen. Als Gegenleistung erklärt sie ihre Bereit-
schaft, ihrerseits zwei Personen von anderen Organisationen aufzunehmen, wenn ihr 
Organisationsentwicklungs-Prozess läuft. 

Bevor die Hospitanten in die andere Organisation gehen, durchlaufen sie eine Schu-
lung, die von der Hospitationsbörse organisiert wird. Dabei werden zwei Aufgaben 
standardmäßig behandelt. Erstens werden die Hospitanten über ihre Zielinstitution 
(Geschichte, Profil, rechtlicher Rahmen und Handlungskontext) informiert, zweitens in 
das Thema Organisationsentwicklung und Förderung bürgerschaftlichen Engagements 
eingeführt (Daten zum BE, Entwicklungstendenzen des BE, Institutionalisierung und 
Erneuerung von BE in Organisationen u.ä.). 

Im Anschluss an die Hospitation finden Workshops zur Aufarbeitung statt. In Verbin-
dung damit wird jeweils ein wissenschaftlicher Fachvortrag eingebaut, der über neue 
Managementsysteme, empirische Studien und Erkenntnisse referiert. Diese Workshops 
versammeln stets Hospitanten aus unterschiedlichen Organisationen, während die 
Schulungen zeittechnisch und themenbedingt auch für kleinste Gruppen stattfinden 
können bzw. müssen, im Zweifelsfall als Einzelschulung. 

                                                      
73 Resümee des Workshops und Ausblick, a.a.O., S. 67. 
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Erwartbar wie wünschenswert ist die Hospitation etwa von Mitgliedern einer Kultur-
organisation in einer Wohlfahrtseinrichtung, von einer Organisation aus der Gesund-
heitspflege in einer Tierschutzorganisation usw. Dadurch können mehrere positive Ef-
fekte eintreten: 

Die Gastorganisation profitiert unmittelbar vom fremden Blick eines Externen. Im Un-
terschied zu einem Berater ist dieser Blick aber nicht bedrohlich, der Gast braucht auch 
nicht so zu tun, als ob er besser Bescheid wüsste. Da der fremde Blick der einer Person 
ist, die lernen will, nämlich: wie entwickelt man eine Organisation weiter?, haben ihre 
Fragen einen anderen Status. Die Fragen können naiv oder ahnungslos wirken, ohne 
dass dies irgendeinen Expertenstatus beschädigt. Und gerade deshalb mögen Anre-
gungen und Hinweise nicht ins Leere laufen, sondern aufgegriffen werden. 

Zugleich – und das ist ein weiterer Unterschied zum externen Berater – besteht ein Band 
der Verwandtschaft zwischen dem Gast und den Gastgebern: Der Gast befindet sich in 
einer analogen Lage, ihm steht noch bevor, was in der gastgebenden Institution schon 
angefangen hat. Diskussionen um Organisationskultur- und Aktionsforschung und de-
ren positiven Effekte für die Entwicklung von Organisationen zeigen, dass man den 
Gewinn, den solche externen Personen bringen, kaum überschätzen kann. Dass die 
Hospitierenden gerade wegen ihres ganz anderen Status in keiner Weise externe Bera-
tung überflüssig machen können, sei nebenbei zur Klärung erwähnt. 

Der Gewinn für die entsendende Organisation ist offensichtlich. Die Hospitierenden 
erhalten innerhalb relativ kurzer Zeit ein Erfahrungs- und Expertenwissen, das sie sich 
in einer Vorbereitungsarbeitsgruppe nie hätten aneignen können. Dadurch gewinnt die 
Organisation Personen, die urteilssicher anstehende Organisationsentwicklungs-
Aufgaben und Organisationsentwicklungs-Probleme identifizieren können. Möglicher-
weise haben die ehemaligen Hospitanten zudem eine gute Beraterin life erlebt, wes-
halb sie diese auffordern, auf jeden Fall ein Angebot abzugeben. 

Beide Organisationen gewinnen zusammen perspektivische Kooperationsmöglichkei-
ten. Aus der vagen Idee einer Behinderteneinrichtung, die Kooperation mit Kunst und 
Kultur zu verstetigen, mag durch einen Hospitanten aus dem Kulturbereich eine stabi-
le Kooperation werden. 

Die Hospitanten erleben eine berufliche, menschliche und intellektuelle Bereicherung. 
Diese kann ihren Status innerhalb der entsendenden Organisation positiv verändern, 
es können alternative berufliche Ziele und Wege erkennbar werden und die Zufrie-
denheit stellt sich ein, dass man das Ganze, in dem man sich bewegt, besser versteht 
und wieder mehr auf der Höhe der Zeit ist, indem man individuelle Wissensbestände 
aktualisiert oder neu kreiert hat. 

Schließlich und endlich profitiert die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements 
davon. Zum einen ist bürgerschaftliches Engagement auf gut aufgestellte, erneuerte und 
erneuerungsfähige Verbände, Vereine und Stiftungen angewiesen. Mit leistungsschwa-
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chen und verstaubten Organisationen ist kein bürgerschaftliches Engagement zu ma-
chen, geschweige denn zu vermehren und zu stärken. Zum anderen wird die Hospita-
tionsbörse als Medium benutzt, die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in 
und über Organisationsentwicklungs-Prozesse auf Organisationsebene weiter zu stär-
ken oder nachhaltig zu verankern. Die so geschulten Personen werden zu Multiplika-
toren und Peers einer Organisationsentwicklung in Verbänden, die die Potenziale des 
bürgerschaftlichen Engagements (besser) zur Geltung bringt. 

Zur Sicherung von Nachhaltigkeit, Qualität und dauernder Sichtbarkeit dient das im 
folgenden dargestellte Element der Wissens- und Diskursbörse. 

SKO=táëëÉåëJ=ìåÇ=aáëâìêëÄ∏êëÉ=

Wissen ist, wie in Abschnitt 5.3 gezeigt wurde, flüchtig und altert rasch. Wenn sich eine 
Organisation auf Neuland begibt, ist es für sie wichtig, das fehlende Wissen möglichst 
schnell aufzubauen oder für einen gewissen Zeitraum auszuleihen. Das ist die Stunde 
von Beratern und von unterstützenden Strukturen, und um letztere geht es hier. Insbe-
sondere bei Fragen, die gerade nicht für den routinierten Alltagsbetrieb von Bedeutung 
sind, wie z.B. die Phase der Organisationsentwicklung, kann es fachlich wie ökonomisch 
sinnvoll sein, das Know-how extern zu beziehen, statt es in Form eines individualisier-
ten Wissens zu inkorporieren. Inkorporiertes Wissen bleibt nur Wissen durch Pflege 
und ist extrem bedroht, wenn es sich in einer Person bündelt. Auf welchem Weg auch 
immer wird diese Person die Organisation irgendwann verlassen. Daher kann es nütz-
lich sein, bestimmte Wissensbestände zu externalisieren und deren Pflege und Weiter-
entwicklung einem kooperativen Prozess mit externen Partnern zu überlassen. Wenn 
man nach zehn Jahren wieder die Notwendigkeit sieht, einen Organisationsentwick-
lungs-Prozess zu beginnen (der dann möglicherweise ganz anders genannt wird), pro-
fitiert man von all dem, was andere Akteure und Organisationen in diese externe Struk-
tur in der Zwischenzeit an Wissen eingespeist haben. 

Bei der Erörterung des Begriffs Organisationsentwicklung wurde allerdings auch die 
erhebliche Bedeutung der Wertgebundenheit erkennbar. Damit werden Dimensionen 
berührt, die nicht mit dem Titel Wissensbörse adäquat beschrieben werden können, da 
es hierbei auch um Fragen geht, die sich einer Begründung aus Wissen entziehen. Sinn-
fragen werden durch Organisationsentwicklung in Verbänden und in Nonprofitorga-
nisationen überhaupt berührt und mobilisiert, Lebenserfahrungen und Überzeugun-
gen spielen eine gewichtige Rolle. Letztbegründungen können eine Rolle spielen, die 
sich notwendigerweise der Kategorie Wissen entziehen, aber in wechselseitigen Aner-
kennungsprozessen formuliert werden müssen. Dieser Verständigungsraum wird hier 
mit dem Begriff des Diskurses markiert. 

Die Wissens- und Diskursbörse ergänzt die externe Struktur der Hospitationsbörse. 
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In praktischer Hinsicht bietet für diese Börse das Web vier wichtige Ansatzpunkte, 
denn es erleichtert 

– die allgemein zugängliche Dokumentation von einschlägigen wissenschaftlichen Tex-
ten und Ergebnissen (z.B. in Form von Forschungsstandsberichten), 

– die allgemein zugängliche Dokumentation von Erfahrungs- und Ablaufberichten, 

– den Aufbau und die Pflege einer Expertendatenbank, 

– und den Aufbau moderierter/unmoderierter Foren, Gesprächskreise usw. 

Das dort gespeicherte Wissen und die dort präsenten Diskurse können von Zeit zu Zeit 
Anlass zu gedruckten Publikationen, Workshops und ähnlichem geben, wenn sich zu 
einem bestimmten Zeitpunkt ein Thema als besonders gewichtig darstellt. 
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